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Die internationale Umweltschutzor-
ganisation »Friends of the earth« 
setzt dem Öl-Konzern Shell ein Ulti-
matum. Er solle sein klimaschädli-
ches Verhalten beenden, sonst würde 
Klage eingereicht. Hintergrund ist ein 
niederländisches Gesetz, wonach auch 
Unternehmen verpflichtet sind, Leid für 
andere wenn möglich zu verhindern. 
Mit der Klage-Androhung soll die 
Ausbeutung großer Gasvorkommen 
durch Shell im Norden von Moçam-
bique verhindert werden.

PETER STREIFF, STUTTGART

Am 4. April hat die Umweltschutz­
organisation »Friends of the Earth« 
(FoE) das Unternehmen Royal Dutch 
Shell in den Niederlanden aufgefor­
dert, dem Recht auf Vorsorge gegen­

über der Gesellschaft nachzukommen. 
Der Öl-Multi Shell soll sein klimaschäd­
liches Verhalten beenden und sein 
Geschäfts-Modell den Anforderungen 
der Pariser Klimaziele anpassen.

Sollte Shell dieser Aufforderung 
nicht nachkommen, will »Milieude­
fensie«, die niederländische FoE-Teil­
organisation, nach Ablauf von acht 
Wochen eine Sammelklage einrei­
chen, an der sich jedeR Niederlän­
derin anschließen kann. Die Klage 
ist rechtlich möglich, denn in den 
Niederlanden besteht für alle Bürge­
rinnen und Bürger – Unternehmen 
eingeschlossen – die Pflicht, Leid 
für andere zu verhindern, wenn dies 
durch Vorsorgemaßnahmen gesche­
hen kann. Vorsorgemaßnahmen nicht 
zu ergreifen, gilt als Gesetzesbruch 
und kann demnach angeklagt werden.

Der Bund für Umwelt und Natur­
schutz Deutschland (BUND) unter­
stützt das Vorgehen seiner niederlän­
dischen Partner, »um den Klimaschutz 
im Interesse der Menschen und zum 
Erhalt unserer Umwelt voranzubrin­
gen«, wie es in einer Pressemitteilung 
desselben Tages heißt. Das Verfahren 
gegen Shell, einer der weltweit größ­
ten Mineralöl- und Erdgas-Konzerne, 
füge sich in die weltweite Bewegung 
für mehr Unternehmensverantwortung 
im Klimaschutz ein, heißt es weiter. In 
Deutschland hatte laut BUND bereits 
ein peruanischer Kleinbauer den Ener­
giekonzern RWE wegen der durch die 
Klimakrise ausgelösten Gletscher­
schmelze in den Anden angeklagt. 

In der angekündigten, niederländi­
schen Klage soll es erstmals nicht um 
Kompensationszahlungen für Betrof­

fene gehen, sondern vielmehr darum, 
das Geschäftsverhalten des Konzerns 
mit der Verpflichtung zur Einhaltung 
von Klimazielen zu verändern.

Zur angekündigten Klage erklärte 
Antje von Broock, stellvertretende 
Geschäftsführerin für Politik und 
Kommunikation und Abteilungsleite­
rin Klimaschutz beim BUND:

»Shell gehört zu den größten 
Klimasündern der Welt. Der BUND 
begrüßt den Schritt unserer niederlän­
dischen Partnerorganisation, Shell zur 
Rechenschaft zu ziehen. Wir müssen 
alle legalen Mittel nutzen, die wir 
haben, denn die Klimakrise verzeiht 
kein Zögern mehr. Nach dem Verur­
sacherprinzip müssen diejenigen, die 
die Umwelt zerstören, zur Verantwor­
tung gezogen werden. Das Klima ist 
aber nur dann effektiv zu schützen, 

wenn die großen Öl-Konzerne aufhö­
ren, Öl und Gas zu fördern und wir 
auf 100 Prozent Erneuerbare Energi­
en umsteigen.

Im Norden von Moçambique 
befürchtet Anabela Lemos von der 
lokalen FoE-Teilorganisation Justiça 
Ambiental große Umweltzerstörungen 
und die Vertreibung tausender Dorf­
bewohnerInnen, wie sie der Zeitung 
Junge Welt berichtete: »Die Gasförde­
rung und Infrastruktur in der Provinz 
Cabo Delgado wird Leben und Lebens­
grundlagen zerstören. Wir brauchen 
stattdessen erneuerbare Energien im 
Besitz der Gemeinden«, sagt Lemos.

Info:

www.bund.net > Shell

www.foei.org (englisch)

www.shellwatch.nl/en/ (englisch)

NIEDERLANDE: UMWELTSCHÜTZER WOLLEN ÖL-MULTI VERKLAGEN

Shell soll klimaschädliches Verhalten beenden

ULRIKE KUMPE, BERLIN UND 

PETER STREIFF, STUTTGART

Dass in den letzten Monaten auch 
in meinungsführenden Medien 
verstärkt über Pressefreiheit disku­
tiert wird, wäre an sich ja ein gutes 
Zeichen. Doch die allgemeine Situ­
ation ist es nicht, denn die Medien 
stünden »unter Dauerfeuer«, wie die 
verantwortliche Redakteurin Karin 
Wenk des medienpolitischen Maga­
zins »M« von ver.di urteilt. Um die 
Pressefreiheit sei es nicht gut bestellt 
angesichts der skandalös hohen Zahl 

an inhaftierten JournalistInnen in 
der Türkei und auch angesichts der 
Einschränkungen der Berichterstat­
tung vom G20-Gipfel in Hamburg. 
Dennoch solle sie hoch gehalten und 
als »Grundpfeiler der Demokratie« 
verteidigt werden, so Wenk.

Die Pressefreiheit droht hingegen 
auch durch andere Entwicklungen 
ausgehöhlt zu werden. In Zeiten von 
»Fake-News« und der Eigendyna­
mik von Filterblasen, in denen sich 
Medienschaffende großer Häuser 
zunehmend befinden, wird die Bewe­
gungsfreiheit kritischer JournalistIn­

nen zunehmend geringer. Aufgrund 
verschiedener Entwicklungen in 
großen Tageszeitungsredaktionen 
fragen sich besorgte LeserInnen sogar 
zunehmend, wie lange es diese selte­
ne Spezies in ihrem Hausblatt oder 
Haussender wohl noch aushält.

Grund genug also, die Frage der 
bedrohten Pressefreiheit aus dem 
Blickwinkel von »eigenen« Medien zu 
betrachten: Auszuleuchten, wo staatli­
cher Druck die Regale in Verlagen leer­
räumt und Internetplattformen vom 
Netz nimmt oder anzufragen, warum 
mensch lieber selbst für seine Sendung 

verantwortlich ist und zurückzublicken 
auf 50 Jahre unabhängiges und selbst­
verwaltetes Zeitschriften-machen. 

Wie konkret die Bedrohung der Pres­
se- und Meinungsfreiheit in Deutschland 
bereits ist, erfuhren die MitarbeiterInnen 
des kurdischen Mezopotamien-Verlags 
Anfang März, als ihnen durch eine poli­
zeiliche Razzia Bücher und Tonträger 
abtransportiert wurden. 

Was er unter »innerer Pressefreiheit« 
versteht, erläutert Fabian Scheidler 
im Interview. Seit neun Jahren veröf­
fentlicht er »Hintergrundinformatio­
nen zu drängenden Gegenwarts- und 

Zukunftsfragen« im unabhängigen 
Nachrichtenmagazin Kontext TV.

Seit einem halben Jahrhundert 
kämpft das Team des selbstverwalteten 
Informationsdienstes Dritte Welt (iz3w) 
in Freiburg erfolgreich um Eigenstän­
digkeit und darum, die »Ausbeutung 
der Dritten Welt zu beenden«. 

Außerdem: Wie zuweilen die Pres­
sefreiheit von staatlicher Seite unter­
graben wird, zeigen Erfahrungen mit 
gezielten Lügen in Polizeimeldun­
gen beispielsweise am Hamburger 
G20-Gipfel.
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Studie: Wie Genossenschaften Partizi-
pation und Mitbestimmung gestalten.

Umgang der Kaffee produzierenden 
Kooperativen mit der Roya-Pilzkrise.

Die Tanz- und Ausdruckspädagogin 
Angela Buschenreiter verwirklicht 
ein Theaterstück, das die eigene Ge-
schichte reflektiert.

Mit Brause Streuobstwiesen in Bran-
denburg erhalten. 

SCHWERPUNKT EIGENE MEDIEN

Für Pressefreiheit streiten 
Kritische Medien müssen derzeit »Licht ins Dunkle« bringen, fordert das Vorbereitungsteam der Linken Medienakademie. Laut dem Programm der Mitte April in Berlin stattfindenden 

»LiMA18« soll es vor allem um Veranstaltungen zu investigativem Journalismus gehen. – Die   Contraste-Redaktion setzt den Akzent mit dem Schwerpunktthema »eigene Medien« 
etwas anders, auch wenn es inhaltlich genauso um erhellende Beiträge geht. Denn Pressefreiheit hat nicht zuletzt auch einiges damit zu tun, wer in den Medien das Sagen hat. 

p Netzpolitik Demonstration für Pressefreiheit in Berlin	        													                   	                Foto: Sebaso (CC BY-SA 4.0)
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Contraste ist offen für Beiträge von Euch. Redakti-

onsschluss ist immer 5 Wochen vor dem Erscheinungs-

monat. Wir freuen uns über weitere Mitwirkende.

Das Redaktionsselbstverständnis ist nachzulesen unter: 

www.contraste.org/redaktionsselbstverständnis.htm

contraste abonnieren!
Schnupperabo (läuft automatisch aus, keine Kündigung nötig): 3 Ausgaben 7,50 
Euro (bei Lieferung ins europäische Ausland 10 Euro) 

Standard-Abo (Print oder PDF) 45 Euro jährlich 
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EIne Fördermitgliedschaft bedeutet, Contraste finanziell zu unterstützen. Daraus 

resultieren keine weiteren Verpflichtungen. 

Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden.

Vereins-Satzung unter: www.contraste.org/fileadmin/user_upload/Contraste-Satzung.pdf 
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 Spendenticker Aktion 2018: Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 4.084,50 Euro

Liebe Leser*innen,
Fünf Jahre ist es nun schon her. Unser Cont­

raste-Macher Dieter Poschen starb am 12. März 
2013. Dieter war von Anfang an dabei. Über 
Jahrzehnte stemmte er mit Unterstützung 
von Bildredakteurin Ute Berthold als unser 
Tausendsassa Koordination, Endredaktion, 
Layout, Homepage, Anzeigenakquise, Abover­
waltung und Buchhaltung. Und das für ein 
sehr bescheidenes Honorar. Mit seiner freund­
lich-zuverlässigen Art, seiner Erfahrung und 
seiner Besonnenheit hielt er den Contraste-Kreis 
der ehrenamtlichen Redakteur*innen und der 
ebenso ehrenamtlichen Autor*innen über die 
vielen Jahre hinweg zusammen. Es war seine 
Lebensaufgabe geworden, die selbstorgani­
sierten Projekte und Bewegungen mittels des 
Sprachrohrs Contraste zu fördern. 

Dieter verabschiedete sich mit 67 Jahren viel zu 
früh, er starb unerwartet noch kurzer Krankheit. 
Das Herz von Contraste war nicht mehr, unser 
Zeitungsprojekt stand vor dem Aus. Es war die 
Redakteurin Elisabeth Voß, die die Herz-Lun­
gen-Maschine anschmiss. Drei Monate lang trat 
sie an Dieters Stelle und warb zugleich dafür, dass 
neue Contraste-Engagierte übernehmen mögen. 
Heute sind wir selbstorganisiert-kollektiv aufge­
stellt mit Ulrike Kumpe (Koordination/Endre­
daktion/Homepage), Eva Sempere (Layout), 
Eva Schmitt (Abos/Buchhaltung) und Kai Böhne 
(Anzeigen). Ihr Einsatz ist groß, die Honorare 
sind sehr bescheiden geblieben. Dazu arbeitet 
stetig ein Kreis von Freiwilligen verbindlich mit, 
so dass unser Zeitungsprojekt Monat für Monat 
gelingt. So blieb es auch nach Dieters Tod dabei: 
Contraste wird von Herzen gemacht, für euch, 
liebe Leser*innen, und für eine solidarische Welt.

Der Nachruf zu Dieter, sowie Erinnerungen 
an ihn sind nachzulesen unter contraste.org/
index.php?id=38. Anläßlich des 5. Todestag 
erreichte uns ein Leserinbrief unserer ehemali­
gen Redakteurin/Autorin Elisabeth Voß. Dieser 
ist auf unserer Homepage veröffentlicht.

Contraste erreichten 196 Euro an Spenden. 
Vielen Dank. Wir bitten um weitere Unterstützung.

Eine neue Fördermitgliedschaft ist zu vermel­
den, allerdings auch gleich sieben Abo-Kündi­
gungen. Darunter sind drei befristete Freiabos für 
Gefangene. Kein Zweifel, wir brauchen mehr Abos.

Gerne würdigen wir unsere Spender*innen durch 
Namensnennung, schreibt dazu bitte in den Verwen­
dungszweck »Name ja« oder sendet eine E-Mail.

Aus der Contraste-Redaktion grüßt

Heinz Weinhausen

AKTION 2018

Von Herzen  

Wir danken den 
Spender*innen

W.M. 				   100,00
B.P.				       24,00
B.D.				         9,00
L.C+M.L.			        8,00
L.M.				       55,00

Spenden für CONTRASTE CONTRASTE E.V. IBAN DE02508900000051512405 BIC GENODEF1VBD

online-Formulare: www.contraste.org/index.php?id=99

Rückfragen bitte an: abos@contraste.org

Neue Adresse oder Bankverbindung? 
Leider erreichen uns immer wieder Reklamationen von Leuten, die Contraste trotz Nachsendeauftrag nicht 

mehr erhalten. Der Postzeitungsvertrieb ist nicht Bestandteil des Nachsendeauftrags. Wir erfahren auch nicht, 
dass die Zeitung nicht zustellbar ist. Die Zustellerin entsorgt diese Monat für Monat, bis sich unsere Leser*in mit 
einer neuen Anschrift meldet. Deshalb ist es wichtig, uns bei eurem Umzug sofort Eure neue Anschrift mitzuteilen! 
Teilnehmer*innen am Lastschriftverfahren bitten wir bei der Änderung der Bankverbindung gleichfalls um eine 
Nachricht, damit die bei einer geplatzten Lastschrift anfallenden Bankgebühren vermieden werden können. Die 
beteiligten Banken belasten unser Konto jeweils mit Gebühren in Höhe von mindestens 5,50 Euro. 

Änderungen bitte an: abos@contraste.org

Ich blättere in einer Zeitschrift, in der es um 
Nachhaltigkeit geht. Wunderschön renovierte 
alte Häuser, biologisches, regionales Essen, 
Selber machen statt Konsumismus. Ja, gut, es 
ist ein Lifestyle-Magazin, billig sind die Dinge 
nicht und politische Inhalte fehlen. Trotzdem 
bin ich schockiert, als ich umblättere und meinen 
Augen nicht traue: Auf der Seite davor ging es 
noch darum, Waschmittel und Kosmetika selbst 
herzustellen, um die Chemie im Wasser zu 
vermeiden. Und nun plötzlich eine naiv-kind­
lich gemalte Almlandschaft, mit Wiesen, Wald, 
glücklichen Kindern und Tieren und – mitten 
drin – der neueste SUV irgendeiner Automarke 
mit dem Angebot zum Probefahren, natürlich 
auf der Alm. Die Werbeindustrie hat es tatsäch­
lich geschafft, den SUV mit dem Markenzeichen 
Nachhaltigkeit zu versehen.

Die Statistik für das Jahr 2017 zeigt in 
Deutschland einen leichten Rückgang bei 
Neuzulassungen von Autos, davon nicht betrof­
fen die SUV, sie haben im letzten Jahr gar um 22 
Prozent zugelegt. 820.552 Geländewagen und 
SUV wurden letztes Jahr in Deutschland erstzu­
gelassen. Auch in Österreich steigt der Anteil an 
SUV bei den Neuzulassungen. In Zeiten wo die 
Themen Klimawandel, Energie- und Verkehrs­
wende steigende Aufmerksamkeit bekommen, 
ist ihre Beliebtheit ungebrochen, rational nach­
vollziehbar ist sie nicht. Detail am Rande: Nicht 
einmal 15 Prozent aller SUV werden laut Statis­
tik auch im Gelände gefahren. Verrückt?

Autohändler erzählen, die Leute fühlten sich 
in einem SUV einfach sicherer und hätten einen 
besseren Überblick. Die Politikwissenschaftler 
Markus Wissen und Ulrich Brand sehen diesen 
Trend kritischer und halten ihn für einen Aspekt 
der imperialen Lebensweise in den europäischen 
Industrieländern. Aus ihrer Sicht ist der SUV eine 
individuelle Strategie um einerseits die Unfallri­

siken im Straßenverkehr für sich selbst und die 
eigene Familie zu reduzieren (wenn auch auf 
Kosten der Sicherheit anderer, Unfälle mit SUV 
führen zu deutlich schwereren Verletzungen bei 
den »Unfallgegnern«), andererseits aber auch 
eine Anpassungsstrategie an den Klimawandel 
und die vermehrt auftretenden Extremwettersi­
tuationen. Es ist freilich eine Strategie, die das 
Phänomen, an das sie anpasst, selbst verstärkt, 
denn der Ressourcenverbrauch und Schad­
stoffausstoß übersteigen die eines »Normalau­
tos« beträchtlich. SUV-Fahren sei, meinen sie, 
als »Nebenschauplatz des Klassenkampfes« zu 
werten und diene der Mittelklasse zur Bekämp­
fung ihrer Abstiegsängste.

Der Anteil an Frauen unter den SUV-FahrerIn­
nen beträgt übrigens etwa ein Viertel, ist aber im 
Steigen. Auch sie geben das gestiegene Schutz­
bedürfnis im öffentlichen Raum als Grund für 
die Autowahl an.

Der SUV als Schutzschild gegen all die Widrig­
keiten und Probleme der Gegenwart? Oder gar 
als Ersatz für ein verlorenes Männlichkeitsi­
deal? Der Selbstversuch des Journalisten und 
überzeugten Radfahrers Jan Stremmel scheint 
diese These zu bestätigen. Nach zwei Tagen mit 
einem Leih-SUV in Stadt- und Überlandverkehr 
berichtet er in der »Süddeutschen«, dass sich 
sein Fahrstil und sein Verhalten gegenüber ande­
ren VerkehrsteilnehmerInnen in diesen zwei 
Tagen signifikant verändert haben: »Ich knur­
re, obwohl ich nie knurre. Ich ziehe den Hebel 
für die Lichthupe, obwohl ich nie die Lichthupe 
betätige. Ich bin ein rücksichtsloser Arsch. Das 
Auto hat gesiegt.«

Wenn der SUV ein Mittel individueller Aufrüs­
tung im Kampf jeder gegen jeden ist, was kommt 
als nächstes? Bewaffnung für alle, wie in den 
USA? Oder werden schusssichere Kleidungsstü­
cke der neue Renner am Modemarkt?

BLICK VOM MAULWURFSHÜGEL 

SUV – Nachhaltigkeit oder Klassenkampf?
BRIGITTE KRATZWALD, REDAKTION GRAZ

Zeichnung: Eva Sempere 
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Ein weiteres unsinniges Mega-Projekt, 
diesmal in den Karpaten, ist geplant. 
Contraste berichtete bereits in der 
Februarausgabe darüber. Diesem 
Skigebietprojekt »Svydovets« sollen 
14.000 Hektar Wald zum Opfer fallen. 
Die Versprechen sind die gleichen, 
wie schon bei der Goldmine im grie-
chischen Chalkidiki: Es sollen Arbeits-
plätze und Reichtum für die Region 
entstehen. Die irreversible Zerstörung 
von wichtigen Wasserspeichern, von 
Regionen mit hoher Biodiversität und 
schützenswerter Flora und Fauna wird 
in Kauf genommen, ohne die Folgen 
realistisch abzuwägen. Die Initiative 
»Free Svydovets« wehrt sich dage-
gen. Und informiert über den Stand 
der Entwicklung des Mega-Projekts 
und ihres Widerstandes.

INITIATIVGRUPPE FREE SVYDOVETS, 

AM 27. MÄRZ 2018

Ganz am Anfang des Kampfes 
hatten drei Unternehmer aus dem 
Dorf Lupokow gegen dieses Skige­
biet-Projekt revoltiert, von dem keiner 
redete. Bei Zusammenkünften zur 
Vorstellung des Tourismusprojekts 
in ihrem Dorf wurde ihnen klar, 
dass dieses »Eldorado Svydovets« die 
Zukunft des umliegenden Gebirges in 
Frage stellen würde. Als sie dann fest­
stellten, dass die staatlichen Forstar­
beiter dieses Projekt leidenschaftlich 
verteidigten, verstanden sie, dass 
diese rücksichtslosen Zerstörer der 
umliegenden Wälder die Kompli­
zen eines äußerst fragwürdigen 
»Geschäfts« waren. Die Forstarbeiter 
waren bei ihnen bekannt bei illegalem 
Holzschlag wegzusehen.

Diese drei Unternehmer setzten 
durch, dass gegen die behördlichen 
Verordnungen der Distrikte ein 
Gerichtsverfahren eingeleitet wurde. 
Voller Entschlossenheit riefen sie uns 
zusammen und führten uns in das 
wunderschöne wilde Karpatenmassiv. 
Seither sind sie regelmäßig und völlig 
ungerechtfertigten administrativen 
Kontrollen in ihren Unternehmen 
ausgesetzt. 

Initiative »Free Svydovets«

Wir gründeten die Initiative »Free 
Svydovets« und bis heute haben sich 
etwa fünfzehn Umweltorganisationen 
und cirka 20 Aktivisten zusammenge­
schlossen. Wir haben Tausende von 
Followern auf Facebook und viele 
Besuche auf unserer Webseite. Dank 
der Unterstützung durch Organisa­
tionen wie das Europäische Bürger­
forum, Environment-People-Law, 
WWF-UA und zahlreiche andere 
wurden seit November Tausende 

von Briefen an den Präsidenten Poro­
schenko verschickt.

Außerdem haben wir vor kurzem 
dazu aufgerufen, eine an den Präsi­
denten Poroschenko gerichtete Peti­
tion zur Rettung von Svydovets zu 
unterzeichnen. Ziel dieser Petition 
ist es, all denjenigen Mut zu machen, 
die wie wir denken, und um ihnen 
zu zeigen, dass sie nicht allein sind, 
wie man ihnen glauben machen will.

Ein Team junger Filmemacher hilft 
uns mit Videoclips von »Leader de 
Pensées«, die Menschen für unsere 
Sache zu mobilisieren. Mit ihnen sind 
wir auf der Suche nach einer Finan­
zierung eines Kurzfilms über diesen 
Kampf. 

Unsere nächsten konkreten Aktio­
nen in naher Zukunft sind die Zusam­
menkunft der Initiativ-Gruppe am 12. 
April und die Pressekonferenz am 16. 
April in Kiew, auf der wir versuchen 
wollen, die unabhängigen Medien 
entsprechend zu informieren (es 
gibt davon nur sehr wenige) und zur 
Unterzeichnung der Petition aufzu­
rufen: 2.000 Unterschriften ist unser 
Ziel. Am 18. April findet eine Pres­
sekonferenz in Lviv statt, wo wir vor 
dem Gericht mobil machen wollen.

Verhindert das Megaprojekt

Wir dürfen NICHT ZULASSEN, dass 
dieses Projekt umgesetzt wird. Es 
berücksichtigt die drohenden ökolo­
gischen Risiken in keiner Weise. Die 
Genehmigungen wurden von der Dist­
riktverwaltung der Distrikte Tjatschiw 
und Ratschiw beantragt, um dem 
künftigen »Investor« zu helfen.

Ein Detaillierter Regionalplan, der 
in aller Eile ohne vorherige Veröffent­
lichung von den Verwaltungsleitern 
der Distrikte verabschiedet worden 
war, wurde am 10. Januar 2018 vom 
Gericht kassiert. Die Verwaltung 
legte dagegen Berufung ein, der erste 
Termin der Berufungsverhandlung 
findet am 18. April statt.

Umweltrisiken

In Transkarpatien leidet die 
Umwelt schon heute unter schwe­
ren Beeinträchtigungen: Ansteigen 
der Durchschnittstemperatur, wenig 
Schneefall, sintflutartige Regen, 
Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Austrocknen der Flüsse, Verschlech­
terung der Trinkwasserqualität. Ohne 
Umweltverträglichkeitsstudie zu den 
geplanten Arbeiten könnte der Bau 
einer solchen Mega-Skistation die 
ökologische Situation in der ganzen 
Region weiter verschlechtern. Ein 
Blick auf die Klimakarte Transkarpa­
tiens macht deutlich, warum gerade 

dieser Ort für den Bau einer Skista­
tion ausgewählt wurde: Hier fallen 
die meistern Niederschläge in der 
Region. Es sind mehr als 1.400 mm 
Regen pro Jahr. Es handelt sich also 
um die schneereichste Region der 
Ukraine. Trotzdem will man zusätz­
lich 11 Flachlandspeicher einrichten, 
die das Ökosystem der ukrainischen 
und europäischen Flüsse stark beein­
trächtigen werden. Das hydrologische 
Gleichgewicht der Schwarzen Theiß 
und seiner Zuflüsse und damit auch 
das der Donau würde gestört. Offiziell 
haben weder Ungarn noch Rumänien 
reagiert, ob beide Länder überhaupt 
informiert wurden ist nicht bekannt. 
Außerdem verletzt der vorgesehene 
Bau die Prinzipien von zwei interna­
tionalen, von der Ukraine ratifizierten 
Konventionen: die »Karpaten-Konven­
tion«, das Rahmenabkommen zum 
Schutz und zur nachhaltigen Entwick­
lung der Karpaten und die »Berner 
Konvention« zum Schutz der wilden 
Flora und Fauna und des natürlichen 
Milieus in Europa.

Der versprochene 
Wirtschaftsboom

Aus all diesen Gründen haben 
wir uns in der Initiativgruppe »Free 
Svydovets« zusammengeschlossen, 
um gegen die Abholzung und für die 
Erhaltung des schönsten Massivs der 
Karpaten zu kämpfen. Die Oligarchen 
nutzen skrupellos die Krisen- und 
Kriegssituation des Landes aus und 
halten in ihrer maßlosen Gier noch 
nicht einmal die elementaren gesetz­
lichen Regelungen zur Beantragung 
von Baugenehmigungen ein. Dabei 
sind die meisten von ihnen Abge­
ordnete. Sie sind es, die die Gesetze 
machen. Sie nutzen ihre Aura als gute 
Sponsoren und lassen die verzweifelte 
Bevölkerung in dem Glauben, dass die 
Infrastrukturen in ihren Dörfern von 
dem durch den privaten Hotelkom­
plex ausgelösten »Wirtschaftsboom« 
profitieren werden. Sie besitzen die 
politische und wirtschaftliche Macht. 
Außerdem beherrschen sie die Medi­
en. Doch wir wollen der Sand im 
Getriebe sein, der ihre tolle Geldma­
schine zum Anhalten zwingt. 

Veranstaltung ohne Free 
Svydovets

Trotz des geringen Echos in der 
Presse hat die Resonanz auf unsere 
Aktionen unsere Gegner am 20. März 
aus der Deckung geholt. Die »Regiona­
le Bürgervereinigung«, das »Institut für 
rationalen Umgang mit der Natur« und 
das »Institut für öffentliche Verwaltung 
und regionale Entwicklung« haben 

eine Podiumsveranstaltung organi­
siert, an der die künftigen Investoren, 
die staatlichen Forstarbeiter und die 
Umweltschützer angeblich miteinan­
der diskutieren sollten.

Ganz zufällig war von der Initiati­
ve »Free Svydovets« niemand recht­
zeitig eingeladen worden. So waren 
sich die Podiumsteilnehmer alle einig: 
Tourismus, Investitionen und Regi­
onalentwicklung fördern zu wollen. 
Bei solcher Art Veranstaltung redet 
man entschieden aneinander vorbei, 
und selbst derjenige, der dagegen sein 
müsste, Fedir Hamor, stellvertreten­
der Direktor des Biosphärenreservats 
der Karpaten, drückte sich so sybil­
linisch aus, dass man seine Worte 
in beide Richtungen interpretieren 
könnte. Wir versuchen gegenwärtig, 
die ausländischen »Geber«, die, wie 
WSL Schweiz, die Naturreservate 
Transkarpatiens finanziell unterstüt­
zen, zu einer Reaktion zu unseren 
Gunsten zu bewegen.

Seitens der Investoren stellte 
der Hauptredner und Vertreter des 
Projekts, Yuriy Dobrovwolski, dieses 
»wundervolle« Projekt vor. Dieser 
Mann präsentiert sich mal als Koordi­
nator des Projekts »Svydovets« für die 
Regionalverwaltung Transkarpatiens, 
mal als Stellvertreter des Direktors 
von Bukowel oder als Direktor des 
Panhans Grandhotel von Semmering 
in Österreich. Sehr wahrscheinlich 
ist er der Handlanger unserer teuren 
Oligarchen. Diese Podiumsdiskussi­
on verfolgte vor allem das Ziel, die 
Projektpartner, denen sehr wohl 
bewusst ist, dass der Widerstand 
zunehmen wird, zu beruhigen.

Die Regionalverwaltung

Der Gouverneur Gennadi Moskal, 
der Hauptverteidiger des Projekts, 
scheint Zeit gewinnen zu wollen. 
Nachdem das Gericht die Verordnun­
gen seiner Unterverwaltung kassiert 
hatte, leitete er das Berufungsver­
fahren ein, um zu versuchen, vom 
Ministerium für Ökologie schnell das 
als »Umweltverträglichkeitsstudie« 
bezeichnete Dokument zu bekom­
men, das ihm die Möglichkeit geben 
sollte, den Grund und Boden neu zu 
verteilen. Bis zum 4. April können die 
Bürger ihre Beschwerden schriftlich 
beim Ministerium für Ökologie einrei­
chen. Die Administration des Gouver­
neurs braucht also trotz allem eine 
wissenschaftliche Einrichtung, die es 
auf sich nimmt, den Bau dieser neuen 
Stadt mitten in einem, an Biodiver­
sität besonders reichen Massiv der 
Karpaten, für realistisch zu erklären. 
Sollten die Umweltverräter käuf­
lich sein, wird es vor Erteilung der 

endgültigen Baugenehmigung weite­
re öffentliche Anhörungen geben. 
Unsere Gegner sind sich sicher, dass 
sie bei diesen öffentlichen Anhörun­
gen in den Dörfern um das Gebirgs­
massiv leichtes Spiel haben werden. 

Dauern diese Verfahren länger als 
sechs Monate, wird das als »Strate­
gische Umweltevaluierung« bezeich­
nete Verfahren entsprechend den 
europäischen Normen in Kraft treten 
müssen. Dieses vor Kurzem in aller 
Eile wahrscheinlich unter dem Druck 
der Briefaktion unserer Unterstützer 
im Ausland angenommene Gesetz, 
dessen Auswirkung noch keiner so 
recht kennt, könnte den Prozess der 
Erteilung der Baugenehmigungen 
erheblich verlangsamen. Außerdem 
hat das Karpaten-Umwelt-Institut 
beim Ministerium für Ökologie ein 
Verfahren zum Schutz der Zone mit 
den wichtigsten Gletscherseen von 
Svydovets eingeleitet.

Infos unter:

https://www.facebook.com/freesvydovets 

https://freesvydovets.org. 

Was ist geplant im 

Bergmassiv 
Svydovets? 
In der Ukraine, in der Region Transkar-

patien, im Bergmassiv Svydovets ist 

geplant den Touristik- und Freizeit

komplex »Svydovets« zu errichten.

Der Bau dieser Mega-Skistation soll 

auf einer Fläche von 13.670 Hektar 

erfolgen, Skipisten von 223 km und 

Skilifte von 53 km Länge sind geplant, 

man rechnet mit 28.000 Urlaubern, 

für die Unterkünfte errichtet werden 

müssen. Das bedeutet 60 Hotels, 120 

Restaurants, eine entsprechende 

Zahl von Parkplätzen, Supermärkten, 

Gesundheits- und Fitnesszentren, ei-

nen Golfplatz und sogar einen Flug

platz. Das Projekt wird als ein »Wirt

schaftswunder für Transkarpatien« 

mit 5.000 versprochenen Arbeitsplät-

zen, Geldströmen und eventueller 

Ausrichtung der prestigeträchtigen 

olympischen Spiele angepriesen. Auf 

der offiziellen Website des Gouver-

neurs von Transkarpatien informiert 

die Regionalverwaltung darüber, dass 

die staatlichen Forstarbeiter zur Ver-

besserung der Logistik des künftigen 

Tourismusprojekts »Svydovets« eine 

Straße durch den Wald bauen. Das sind 

die gleichen Forstarbeiter, die vor den 

illegal gefällten Bäumen die Augen 

verschließen und zur Urbanisierung 

des Waldes beitragen. Wie kann es 

sein, dass öffentliche Gelder verwen-

det werden, wo es sich doch um eine 

Privatinvestition handelt? Diese Frage 

ist bis heute nicht geklärt.

Ausführlicher in: Contraste Nr. 401, Fe-

bruar 2018

NACHRICHTEN

MEGA-SKIGEBIET IN DEN UKRAINISCHEN KARPATEN

Mobilisierung zum Schutz von Svydovets

ANZEIGEN

p Blick über die Karpaten von Svydovets. Hier sollen, geht es nach den Investoren, bald Skilifte, Hotels und Restaurants stehen. 				    Foto: Constantin Balabanov
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Vernetzung tut not! Gerade wenn es gilt, 
Neugründungen zu unterstützen, um 
biologischen Anbau von Lebensmitteln 
auch dort zu unterstützen, wo er noch in 
»Kinderschuhen« steckt. Das ist in den 
früheren Ostblockländern häufiger der 
Fall. Franziska Schrolmberger war dabei, 
als sich Biobäuerinnen aus Balkanländern, 
Italien und Österreich im Herbst 2017 im 
serbischen Vrmdza austauschten.

FRANZISKA SCHROLMBERGER, VIA CAMPESINA

In Wien stieg ich in den Bus, um 
am nächsten Morgen zeitig in Belgrad 
anzukommen. Die zähen Grenzkont­
rollen zwischen Ungarn und Serbien 
in den frühen Morgenstunden führten 
mir deutlich vor Augen, dass ich gera­
de dabei war, die EU zu verlassen. Ich 
reiste in ein Land ein, von dem ich 
sehr wenig weiß. 

Zum Glück wurde ich am Belgrader 
Busbahnhof bald von Kaca, Katarina 
und Ilija abgeholt. Von da an war für 
mich gut gesorgt. Das Treffen fand 
in Vrmdza, einem Dorf im Osten des 
Landes, statt. Das ist schon recht nahe 
an der bulgarischen Grenze. Schon im 

Namen steckt das Wort »Vrm«, das 
auf die vielen klaren Wasserquellen 
an diesem Ort hindeutet. Es liegt 
malerisch am Fuße des mystischen, 
pyramidenförmigen Berges Rtanj.

Landflucht andersrum

Während die Landflucht in ganz 
Serbien rasant fortschreitet, finde 
ich hier einen Gegentrend: Leute aus 
Belgrad und der ganzen Welt lassen 
sich hier nieder, mittlerweile machen 
sie etwa 20 Haushalte aus. Ilija aus 
Belgrad, der uns chauffiert hat, betreibt 
die erste biologisch zertifizierte Land­
wirtschaft im Ort. Milos, der mich und 
drei weitere Teilnehmerinnen bei sich 
einquartierte, ist mit seiner Partnerin 
hergezogen. Sie bieten neben Yoga- 
und Qi Gong-Retreats (das sind inten­
sive Erholungsaufenthalte) auch viele 
Möglichkeiten an, mehr über naturna­
hes Leben zu lernen.

Dragana und Igor waren unsere 
Gastgeber*innen. Sie stellten ihren 
»Rural Hub« (wörtlich übersetzt 
bedeutet das soviel wie »ländliche 
Drehscheibe«) für unsere Veranstal­

tung bereit: Im unteren Stock leben 
sie mit ihrer Familie, oben befindet 
sich ein Seminarraum für Veran­
staltungen wie die unsere. Ihr Haus 
versteht sich als Treffpunkt und 
Vernetzungsplattform für Gäste und 
Dorfbewohner*innen. Verschiedene 
Leuten aus dem Dorf kochten für 
uns: Meist traditionelle Küche, aber 
vegetarisch. 

Einsichten aus dem 
Bäuerinnentreffen

Wir waren zwölf Frauen, die meis­
ten aus Serbien, aber auch aus Bosni­
en und Herzegowina, Mazedonien, 
Montenegro, Italien und dann noch 
ich aus Österreich. Wir erlebten drei 
intensive Tage mit reichlichem Input 
aus den Workshops. Die wichtigsten 
Themen waren WWOOF (World Wide 
Opportunities on Organic Farms, das 
internationale Netzwerk für freiwil­
lige Helfer*innen auf biologischen 
Höfen), passende Vermarktungsstra­
tegien sowie ökonomische Planung 
für kleine Biobetriebe und natürlich 
der Austausch über unsere unter­

schiedlichen Projekte. Ich stellte 
die internationale Bewegung La Via 
Campesina vor und berichtete auch 
über den Frauenarbeitskreis der ÖBV. 
Beides stieß auf reges Interesse.

Durch den Vortrag von Jelena 
Cubrilo Vranac wurde mir klar, wie 
sehr die »Biobewegung« in Serbien 
noch in den Kinderschuhen steckt: 
weniger als ein Prozent der Land­
wirtschaft ist zertifiziert biologisch. 
Die Bevölkerung verbindet mit »Bio« 
meistens nur »nicht spritzen«. Auch 
gibt es kaum eine Mittelschicht, die 
teure Bioprodukte kauft. Allgemein 
wissen viele Bauern und Bäuerinnen 
nicht, wie man Subventionen beantra­
gen kann und deren Höhe schwankt 
von Jahr zu Jahr. Speziell für Biobe­
triebe gibt es nur eine Förderung 
für die Zertifizierungskosten. Diese 
Umstände bringen mich auf allgemei­
nere Fragen: Soll man sich als Biobäu­
erin denn nur an Konsument*innen 
mit überdurchschnittlichem Einkom­
men wenden? Und: in welchen Fällen 
ist eine Zertifizierung für meinen 
Betrieb denn überhaupt wichtig?

Ich konnte einige Pionierinnen 

kennenlernen: Zum Beispiel Jasmi­
na, die ihr Biogemüse höchst erfolg­
reich über Facebook vermarktet und 
demnächst den größten biologischen 
Obstgarten von Herzegowina anle­
gen will. Und Kristina, die den ersten 
Gemeinschaftsgarten in Montenegro 
gegründet hat und dort trotz starken 
Gegenwinds für einen Wandel auf 
allen Ebenen kämpft.

Was bleibt?

Vielleicht wird es als Folge dieses 
Vernetzungstreffens bald mehr 
WWOOF- und La Via Campesina-Län­
derorganisationen am Balkan geben! Ich 
konnte jedenfalls einen Haufen Motiva­
tion für meine eigenen Projekte mitneh­
men und erstmals in diesen aufregenden 
Teil Europas hineinschnuppern! 

Mein Dank an die Organisatorinnen 
vom Verein AMA Center für die tolle 
Veranstaltung!

Zuerst veröffentlicht: Wege für eine Bäuerliche 

Zukunft. Zeitschrift der ÖBV-Via Campesina Aust-

ria, Österreichische Berg- und Kleinbäuer_innen 

Vereinigung, Nr.1/2018

Das Verschwinden der Streuobstwiesen 
wird zum Problem. Diese kleinen Regen-
wälder Europas – was einem fast nicht 
ohne ein mildes lächeln über die Lippen 
kommt –  beherbergen eine deutlich 
größere Artenvielfalt im Vergleich zur 
vorherrschenden Landschaftsstruktur. 
Mit über 5.000 Tier- und Pflanzenarten 
finden wir in der Streuobstwiese einen 
Lebensraum, der einen starken Kontrast 
zu den im Berliner Speckgürtel überwie-
gend vorzufindenden landwirtschaftli-
chen Monokulturen darstellt. 

CLAUDIA DUBE, IM WANDEL

Genau dieser Sachverhalt soll es 
dann auch gewesen sein, der den 
Mitbegründer Bernd Schock dazu 
veranlasste, den gemeinen Berliner 
mit dem Schwinden der Branden­
burger Streuobstwiesen bekannt zu 
machen und ebendiesen gemeinen 
Berliner auch gerne dazu animieren 
wollte, etwas dagegen zu unterneh­
men. Was kann der gemeine Berliner 
jetzt aber tun, ohne den Branden­
burger zu missionieren? Klar wie 
Apfelcidre: erst mal ´ne kühle Limo 
trinken!

So geschah es dann, dass neben 
dem Verein zum Schutz, zur Pflege 
und des Erhalts der Streuobstwiesen 
»Äpfel und Konsorten e.V.« das Unter­
nehmen OSTMOST gegründet wurde. 
Die Erträge aus den Streuobstwiesen 
werden auf dem Berliner Markt in 
Form von Saft oder Schorlen an ein 
junges Zielpublikum gebracht. Wie 
Jakob Schuckall so schön sagt: Eine 
Marke, die sexy genug ist, das Thema 
Streuobstwiese an die breitere Masse 
zu bringen und eben nicht nur an den 
üblichen Biokunden. 

Die Schorlen von OSTMOST findet 
man dann im Klunkerkranich oder 
anderen schneidigen Etablissements. 
Aus Teilen des Erlöses werden dann 
durch »Äpfel und Konsorten e.V«. 
wiederum neue Streuobstwiesen 
gepachtet, erworben oder bestehende 
gepflegt. Da das sehr aufwändig ist, 
sucht der Verein immer nach Fleißigen, 
die bei Aktionen unterstützen. Auch der 
Erwerb oder gar das Ausfindigmachen 
neuer Wiesen in Brandenburg sei sehr 
mühsam und auch hier wäre jedes 
wachsame Auge ein Gewinn.

Die Vision, die vorschwebt, ist es, 
die bereits bestehenden Strukturen zu 
erhalten und nutzbar zu machen. Die 
Regionen können hier voneinander 
profitieren. Denn wie Jakob uns sehr 
verständlich erklärt, eine Streuobst­
wiese aus rein naturschutzorientier­
ten Gründen (und sicherlich auch 
Geldern) zu erhalten, das funktioniert 
nicht sehr gut, denn diese Lebens­
räume sind nur sehr arbeitsintensiv  
wiederzubeleben, bzw. würde es bei 
Neuanlagen bis zu 30 Jahre dauern, 
bis überhaupt nennenswerter Ertrag 
abgegeben würde.

Ganz praktisch sieht das so aus, dass 
in einem grünen Gürtel rund um Berlin 

alte Wiesen erhalten beziehungsweise 
neue Wiesen mit alten Sorten angelegt 
werden sollen. Die alten Sorten sollen 
so wieder salonfähig gemacht werden. 
So werden Fantasien wach, in nicht 
allzu ferner Zukunft keine  »Apfel­
schorle« mehr zu trinken, sondern 
einen »Geheimrat Dr. Oldenburg« eine 
»gelbe Schafsnase« oder gar eine »rote 
Walze«. Das wär was! 

Aber nicht nur Fantasieren und 
Trinken hilft. Der Verein bietet 
Sinnstiftendes in vielerlei Form an: 
So können  zum Beispiel Baumpa­
tenschaften übernommen werden. 60 
Euro gewährleisten die Pflege eines 
Baumes für den Zeitraum von einem 

Jahr. Man kann Mitglied werden oder 
auch anderweitig  den Verein durch 
gut Zureden oder das Auffinden von 
weiteren Wiesen unterstützen.

Die Wiese, auf der derzeit die 
meisten Aktionen stattfinden, wie 
auch der Dreh unseres Videoport­
räts, liegt in Philadelphia. Wikipe­
dia hilft: ein Ortsteil von Storkow 
im Landkreis Oder-Spree. Zwischen 
Kummersdorf und Groß Schauen. 
Von viel Sorge um den Erhalt der 
Artenvielfalt über große Visionen 
zu einer Lösung, von der alle etwas 
haben. Äpfel und Konsorten hat 
vorgelegt – wer macht mit? Reclaim 
Streuobstwiesen!

PROJEKTE

VEREIN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND DES ERHALTS DER STREUOBSTWIESEN: ÄPFEL UND KONSORTEN E.V.

Wenn der »geflammte Kardinal« mit der »Biesterfelder Renette« 

Der Wandel 
hat schon begonnen... 

willst du ihn entdecken?

In der Region Berlin-Brandenburg pas-
siert schon viel mehr als du denkst. Pro-
jekte, Betriebe, Initiativen treiben den 
Wandel in Richtung einer solidarischen, 
ökologischen Gesellschaft täglich voran 
- wir berichten auf unserer Webseite und 
nun auch in Contraste regelmäßig hier 
auf Seite 4 über diese positiven Beispiele.

http://www.imwandel.net/

p Jakob Schuckall und Oliver Exner haben sich der Rettung der Streuobstwiesen verschrieben.	 		    		                Foto: Im Wandel

REISEBERICHT  VOM ZENTRALEUROPÄISCHEN BÄUERINNENTREFFEN 

Welcome to Serbia!
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Der Kongress der Neuen Gesellschaft für 
Psychologie vom 8. bis 11. März 2018 
in Berlin trug den von Herbert Marcu-
se geliehenen Titel »Die Paralyse der 
Kritik: Eine Gesellschaft ohne Oppositi-
on«. Marcuse beklagte vor mehr als 50 
Jahren eine bleierne Zeit. Er prägte die 
Parole von der »Großen Verweigerung« 
und ermutigte durch seinen Appell zum 
»Weitermachen!«. 

ANNE SEECK, REDAKTION BERLIN

Über die politisch-kulturelle 
Revolte in den Jahren 1965 bis 1968 
berichtete Hannes Heer, ehemals im 
SDS Bonn, später unter anderem 
Dokumentarfilmer und Publizist. 
»Wir haben damals nicht nach unse­
rer Geschichte gefragt. Wir haben 
nicht darüber gesprochen«, so Heer. 
Er wurde aufgrund seiner politischen 
Aktivitäten von seinem Vater versto­
ßen. 20 Jahre später machte er den 
Film »Mein 68. Ein verspäteter Brief 
an meinen Vater«. In dem Film sagt er: 
»Zuerst standen wir vor einer Mauer 
des Schweigens. Dann haben wir 
euren Hass gespürt. (…) Wir waren 
weit entfernt vom neuen Menschen. 

Wir waren eure Töchter und Söhne. 
(…) Vater, in einem hattest du Recht: 
Mit Fanatismus und Hass kann man 
keine neue Welt aufbauen.« Der Vater 
hat nie etwas zu dem Film gesagt. Er 
fragte nur: »Hast du eine feste Stel­
le?« Er sorgte sich, dass der Sohn in 
der Gosse landet. 

Ein Dialog mit den Akteuren der 
Zukunft 

Karl-Heinz Roth, ebenfalls 1968 im 
SDS, später Arzt und Publizist, erklär­
te, dass seiner Generation alle Türen 
offen standen. »Wir können nur unse­
re Lebensbilanzen vorbringen, wie 
damals die Sozialrevolte entstanden 
ist. Damals war der Weg offen.« Die 
heutigen prekären Arbeitsverhält­
nisse kannten sie nicht. »Wir soll­
ten die Diskussionen mit der jungen 
Generation führen. Einen Dialog mit 
den Akteuren der Zukunft.« Seinen 
beeindruckenden Vortrag begann er 
so: »Der Zustand der Welt ist so, als 
ob unsere Sozialrevolte nie stattge­
funden hätte.« Das Weltsystem treibt 
auf eine neue Krise zu, eine umfas­
sende »Barbarisierung« ist möglich, so 

Roth. Bei jedem neuen Prozess, der in 
Gang kommt, müssen »wir alle zu den 
ausgebeuteten, unterdrückten Klas­
sen zurückkehren«. Es braucht eine 
Kooperation zwischen den arbeiten­
den Klassen und der Intelligenz. Ein 
Prozess der Befreiung ist nur global 
möglich, aber wir müssen dort aktiv 
werden, wo wir uns selbst befin­
den. Zum Schluss sagte er: »Unser 
Aufbruch war auch ein Aufbruch 
gegen NS-Täter. Wir erkannten, 
welche ungeheuren Zerstörungen 
die NS-Täter angerichtet hatten. Die 
deutsche Machtelite heute ist dabei 
einen ähnlichen Zerstörungspro­
zess herbeizuführen. Es bedarf einer 
neuen Einheit eines sozial-revolutio­
nären Prozesses.« 

Weinen oder Hoffnung? 

Der Sozialpsychologe Josef 
Berghold meinte, es sei zum Weinen: 
Wenn die Lähmung der politischen 
Phantasie nicht so weit entwickelt 
wäre, würden wir erkennen, dass 
wir enorme kreative Potentiale haben, 
die freigesetzt werden könnten. Wir 
würden feststellen, dass das Leiden 

und die Entbehrung auf der Welt 
materiell ohne weiteres vermeidbar 
ist. Wichtiger als alle Macht- und Herr­
schaftsverhältnisse ist die Apathie, der 
Widerwille, sich irgendetwas vorzu­
stellen. Im neoliberalen Zeitalter der 
Alternativlosigkeit ist es leichter, sich 
das Ende der Welt vorzustellen, als 
eine neue Weltordnung. Menschen, 
die tagträumen werden als Utopisten 
verächtlich gemacht und verspottet. 
Aber aus der Lähmung kann auch 
etwas geschöpft werden. Wir können 
über die Verzweiflung hinausgehen 
und wieder aktiv werden. 

Die ehemalige Universitätsprofes­
sorin in Bogota, Raina Zimmering, 
erklärte: »Mein Eindruck ist ein 
anderer als der Grundtenor der 
Konferenz.« Denn die Hoffnung, so 
Zimmering, ist da. Unsere Wahrneh­
mung ist entscheidend. Die Refe­
rentin nahm selbst an aktivistischen 
Bewegungen teil, sie hat keine blei­
ernen Stimmungen erlebt. Wer sich 
in andere Regionen der Erde begibt, 
erhält andere Eindrücke. In der Peri­
pherie werden die negativen Folgen 
der neoliberalen Globalisierung und 
damit die Erfahrung von »Entwürdi­

gung« und »Ausgeschlossen-Sein« in 
ganz anderen Dimensionen sichtbar. 
Menschen eignen sich nicht mehr als 
Ausbeutungsobjekt, sie sind schlicht 
überflüssig. So entstanden eman­
zipatorische Bewegungen für die 
Wiederaneignung des Lebens und 
der Natur. Innerhalb breiter Bevöl­
kerungskreise blühte ein kritisches 
Bewusstsein auf. Dieser optimistisch 
gestimmte Vortrag ragte auf dem 
Kongress positiv heraus. Allein der 
Titel »Gesellschaft ohne Opposition« 
brachte schon eine etwas depressive 
Lähmung in das Kongressgesche­
hen. Die Vorträge und Veranstaltun­
gen waren berührend, interessant, 
manchmal auch schwer verständlich. 
Das Programm wirkte etwas vollge­
stopft, mehr Raum für Diskussionen 
wäre wünschenswert. Mit ein wenig 
mehr Optimismus hätte die Atmo­
sphäre auf dem Kongress aufgehellt 
werden können. Aber ansonsten gilt 
auch für die Kongressveranstalter*in­
nen: »Weitermachen!«  

Es wird wieder ein Kongressheft im Psychosozi-

al-Verlag geben: https://www.ngfp.de/wp-content/

uploads/2017/12/GoO_Programm.pdf

Anfang März debattierten, tanzten und 
feierten in der Stadt Graz rund 9.000 
BesucherInnen beim diesjährigen Eleva-
te Festival. Inmitten düsterer Zukunfts-
prognosen sowie bestürzender Erlebnis-
berichte verfolgter WhistleblowerInnen 
erinnerte das diesjährige Programm an 
die Zeitlosigkeit aufklärerischer Werte 
wie Mut und Courage.

CHRISTIAN WINKLER, WIEN UND 

BRIGITTE KRATZWALD, REDAKTION GRAZ

»Mit neuen Bühnen und einem 
Schwerpunkt auf Medienkunst haben 
wir heuer viel Neues gewagt – das 
Risiko hat sich gelohn«, bilanziert 
Bernhard Steirer, Geschäftsführer des 
Festivals. Das jährliche Stelldichein 
sozio-ökologischer Veränderungs­

bestrebungen mit Hang zu treiben­
den Bässen und experimentellem 
Pop-Avantgardismus brachte neben 
bewährten Formaten einige Neue­
rungen.

Auftragsarbeiten sowie ein eige­
nes Arbeitsstipendium für Medi­
enkunst stärken den bisher wenig 
sichtbaren Bereich »Elevate Arts«. 
Neue Musikbühnen – darunter eine 
Day-Time-Bühne für partyeupho­
rischen Technohedonismus sowie 
eine manieristische Grabkapelle für 
zeitgenössische Klassik – verstärken 
die programmatische Grundintenti­
on, Gegensätze aktueller Musik in 
Resonanz zueinander zu setzen. Die 
Bandbreite war dabei beachtlich: 
Von kammermusikalischen Ensem­
blewerken spannte sich der Bogen 

zu lichtdurchfluteten Klanggebilden, 
wildem Freejazz und farbenprächti­
gen Collagen diverser Genreveräste­
lungen aus Hiphop, House, Techno 
und Noise. »Mit unserem Programm 
zeigen wir, dass Neugier, Dialog und 
Offenheit die besten Voraussetzun­
gen sind für gelingende Diversität, 
ob in der Musik, in der Kunst oder in 
der Gesellschaft«, so Roland Oreski, 
Festival-Hauptverantwortlicher für 
den Musikbereich.

Diskurs-Programm: Viel 
Inspiration trotz düsterer 

Analysen

Das umfangreiche Programm aus 
Diskussionsrunden, Workshops, 
Talks und Dokumentarfilmen, das 

am Elevate traditionellerweise dem 
regen Konzertbetrieb gegenüberge­
stellt wird, widmete sich 2018 dem 
Spannungsverhältnis zwischen Risi­
ko und Courage. »Das Diskurspro­
gramm war dieses Jahr unser bisher 
internationalstes«, so Koordinator 
Daniel Erlacher. Schwerpunkte auf 
Whistleblower, indigene Umwelt­
schützer, Journalismus unter Druck 
sowie Demokratieabbau warfen einen 
breiten Blick auf aktuelle politische 
Tendenzen. Für nicht wenige Kontro­
versen sorgte die Eröffnungsrede des 
Wikileaks-Gründers Julian Assange. 
Abseits der Extreme – Glorifizierung 
als Held linker Hackergruppen und 
Verdammung als Justizflüchtling – 
sollte eine möglichst sachliche Ausei­
nandersetzung mit Wikileaks und 
der Rolle von Medien und Geheim­
diensten stattfinden. Ein Statement 
zu der Wikileaks nachgesagten Nähe 
zu antisemitischen Positionen, zum 
autokratischen Russland und dem 
Wahlkampfteam von Trump verwei­
gerte Assange allerdings, die Kritik an 
ihm und Wikileaks sei irrelevant.

Zu berührenden Szenen kam es bei 
einem erstmals erprobtem Format, 
dem Storytelling. Einige der eingela­
denen Gäste teilten mit dem Elevate 
Publikum in eher privatem Rahmen, 
ohne Aufzeichnung und Übertragung, 
ihre persönlichen Erfahrungen als 
politische AktivistInnen oder Künstle­
rInnen, sprachen über ihren Umgang 
mit Bedrohungen und ihre Gründe, 
trotz Repressionen weiter zu machen. 
Da war etwa Natalia Kaliada, die mitt­
lerweile mit ihrer Familie in London 
im Exil lebt. Sie ist Gründerin und 
künstlerische Direktorin des Belarus 
Free Theatre, einer Theatergruppe, 
die wegen der staatlichen Repressio­
nen nur im Untergrund agieren kann. 
Warum sie trotzdem weiter macht? 
»Weil man eine Diktatur nicht einfach 
hinnehmen kann«. Nachdenklich 
stimmten die Berichte von ehemali­
gen SoldatInnen im amerikanischen 
Drohnenkrieg, denen erst nach und 
nach klar wurde, welche Schuld sie 
auf sich geladen hatten. Sie widmen 
ihr Leben nun der Aufgabe, der schön­
färberischen offiziellen Berichterstat­
tung über zielsichere Kriegsführung, 

bei der Zivilisten nicht zu Schaden 
kämen, ihre Erfahrungen entgegen­
zusetzen. Dann waren da noch die 
VertreterInnen indigener Bewegun­
gen aus Nord- und Südamerika und 
Nordeuropa, die sich gegen zerstöre­
rische Großprojekte zur Wehr setzen. 
All diese Menschen werden für ihren 
Einsatz für Demokratie, Menschen­
rechte und Umweltschutz von 
staatlichen Stellen verfolgt und mit 
existenziellen Strafen bedroht und 
verbreiteten trotzdem Optimismus 
und Motivation zum Engagement.

Virtual Reality und Kunst am 
Festival

Die Kunstschiene Elevate Arts 
erfuhr 2018 eine stark wahrnehm­
bare Konturierung. An vier Orten 
waren medienkünstlerische Arbeiten 
zu sehen. Andy Kings digital verfrem­
dete Portraitreihe von Whistleblo­
wern etwa entstand als Auftragsar­
beit im Rahmen einer neuen Elevate 
Artist-In-Residence, die heuer erst­
mals vergeben wurde. Auch Adam 
Harveys Auseinandersetzung mit 
den gesellschaftlichen Auswirkungen 
vernetzter Datenanalysetechnologien 
wurde unter dem Titel »Machine Lear­
ning City« eigens fürs Festival produ­
ziert. Neben diesen klar politischen 
Beiträgen gab es auch zwei mehrdeu­
tigere Positionen im Kunstprogramm: 
Die Licht- und Farbstudie »OrigamiR­
hombi« des belgischen ArchitektIn­
nen-Kollektivs »LAb[au]« etwa sowie 
die Virtual Reality Installation „»The 
Lacuna Shifts« von depart, in der 
die postmodernen Einsichten in die 
Unmöglichkeit stabil gesetzter Sinn­
strukturen erlebbar gemacht wurden. 
Dazu mussten sich die BesucherInnen 
mit VR-Brille in einer sich laufend 
verändernden Architektur zurecht­
finden – ein Unterfangen, das so sehr 
zum Scheitern verurteilt scheint, 
wie die Orientierungsversuche im 
aktuellen Weltgeschehen. Dass es 
beides gleichzeitig geben kann – die 
Akzeptanz von Unschärfen sowie 
das Ausformulieren klarer Haltun­
gen – zeigte das Elevate Festival in 
seiner künstlerisch bisher stärksten 
Ausgabe.

PROJEKTE

ELEVATE 2018 – RISIKO UND COURAGE

Angekommen an neuen Ufern

p Natalia Kaliada (rechts) aus Weißrussland spricht mit Brigitte Kratzwald über ihre Erfahrungen mit Repression auf dem Elevate Festival.	

		                 	                								           Foto: Elevate Festival
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Als hätte es '68 nie gegeben
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GENOSSENSCHAFTEN

In ihrer Geschichte werden Genossen-
schaften immer wieder mit Vorstellun-
gen von Partizipation und Demokratie 
in Verbindung gebracht. In einem von 
der Hans-Böckler-Stiftung finanzier-
ten Forschungsprojekt mit dem Titel 
»Partizipationspraktiken in Genossen-
schaften« wurden nun 14 Genossen-
schaften unterschiedlicher Größe und 
Branchenzugehörigkeit (Wohnungs-, 
Konsum-, Kredit- und Agrargenossen-
schaften) im Hinblick auf Praktiken der 
Partizipation untersucht.

HERBERT KLEMISCH, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Das Thema der Studie wurde mit 
folgenden Fragestellungen umrissen: 
Fungiert die Idee der Partizipation als 
sinnstiftendes Moment? Welche Parti­
zipationspraktiken lassen sich beob­
achten? Welche Bedeutung kommt der 
repräsentativen im Vergleich zu direkter 
Partizipation zu? In welchem Verhält­
nis stehen Partizipationspraktiken für 
Mitglieder und Beschäftigte zueinander? 

Das Autorenteam der TU Chemnitz 
(Ronald Hartz, Melanie Hühn, Irma 
Rybnikowa und Markus Tümpel) 
gibt mit der vorgelegten Studie einen 
detaillierten Einblick in Akteure, 
Formen, Barrieren und Treiber von 
Partizipation in Genossenschaften. 
Wesentliches Ergebnis ist eine Typo­
logie der untersuchten Genossenschaf­
ten, in der vier unterschiedliche Typen 
der Partizipation skizziert werden.

Typ 1 – Projektbasierte 
Partizipation 

Bei den Genossenschaften dieses 
Typs handelt es sich um kleine Unter­
nehmen mit Mitgliederzahlen im ein- bis 
zweistelligen Bereich, die in der Regel 
keine Mitarbeiter haben. Die beiden 
untersuchten Fälle, die sich diesem Typ 
zuordnen lassen, sind kleine Wohnungs­
genossenschaften. Wesentliches Motiv 
für die Gründung der Genossenschaft 
war der Erhalt und die Bereitstellung 
von günstigem Wohnraum. Die Betei­
ligten verstehen ihre Genossenschaft 
nicht primär als Unternehmen, sondern 
als Projekt, zu dessen Umsetzung die 
Rechtsform aufgrund ihrer partizipati­
ven und mitgliederorientierten Möglich­
keiten passt. 

Gemeinschaft spielt eine überge­
ordnete Rolle, geht aber auch mit 
Abschottung der Genossenschaft nach 
außen einher: Das Projekt soll auf 
eine bestimmte Gruppe bezogen blei­
ben und ausschließlich dieser Gruppe 
einen Nutzen bringen. Selbstverwirk­
lichung, Selbstbestimmung, Mitspra­
che und Gemeinschaft sind Werte, mit 
denen sich die Mitglieder projektba­
sierter Genossenschaften vornehmlich 
identifizieren. Partizipation fungiert 
als sinnstiftendes Moment dieser 
Genossenschaften und die Entschei­
dungsfindung wird als Ausdruck des 
Willens der Mitglieder verstanden. 

Typ 2 – Werteorientierte 
Partizipation

Fälle dieses Typs sind wirtschaft­
lich erfolgreiche, stark wachsende 
Genossenschaften aus dem Konsum-, 
Kredit- und Agrarbereich. Partizipa­
tion ist hier mit einer Reihe weiterer 
Werte, z. B. Nachhaltigkeit, verbun­
den und fungiert als sinn- und iden­
titätsstiftendes Moment. Wie Typ 1 
ist auch dieser Typ in einem alterna­
tiven Milieu verankert. Die Wahl der 
Rechtsform Genossenschaft erfolg­
te bewusst, da sie als kompatibel 
mit den vertretenen Werten erach­
tet wird, allen voran Partizipation. 
Trotz der Größe der Genossenschaf­
ten dieses Typs (zwischen 2.500 und 
45.000 Mitglieder) werden Instanzen 
direkter Partizipation für Mitglieder 
aufrechterhalten, beispielsweise in 
Form von Generalversammlungen. 

Obwohl die Partizipation der 
Mitglieder unterschiedlich stark 
ausgeprägt ist, finden sich in allen 
Fällen dieses Typs vielfältige formelle 
und informelle Partizipationsmöglich­
keiten für Mitglieder und Mitarbei­
ter. Klassische Formen repräsenta­
tiver Mitarbeiterpartizipation, etwa 
Betriebsräte, finden sich selten. 
Dem informellen und wertstiftenden 
Charakter der Partizipation entspre­
chend übernimmt der Vorstand in 
den Genossenschaften dieses Typs 
eine strategische Rolle mit verstärk­
ter Kommunikationsarbeit gegenüber 
den Mitgliedern und Mitarbeitern. 
Partizipation fungiert als wichti­
ges sinnstiftendes und praktisches 
Moment in den untersuchten Fällen. 

Typ 3 – Kundenorientierte 
Partizipation

Der dritte Typ wird durch vier große 
Genossenschaften in der Kredit-, 
Konsum- und Wohnungsbaubranche 
repräsentiert. Der kundenorientierte 
Partizipationstyp hebt sich von den 
anderen Typen dadurch ab, dass eine 
ausgeprägte Markt- und Serviceaus­
richtung als sinnstiftender Rahmen 
vorherrscht. Vorstand und Aufsichtsrat 
sehen sich vor allem der Wettbewerbs­
fähigkeit der Betriebe verpflichtet. 
Mitglieder werden primär als Kunden 
wahrgenommen. Der Partizipation 
kommt insgesamt eine geringe Bedeu­
tung zu und sie wird eher als gesetzlich 
vorgeschriebene Last verstanden, die es 
zu steuern oder zugunsten der Kunden­
orientierung einzusetzen gilt. Entspre­
chend dominierend ist die finanzielle 
Beteiligung über Dividenden etc. 

Anstatt einer Generalversamm­
lung wird die Vertreterversammlung 
als geeignete Entscheidungsinstanz 
angesehen. Die Vertreter erfreuen 
sich einer besonderen Stellung in der 
Genossenschaft, indem diesen teil­
weise eine über das Gesetz hinausge­
hende Partizipation ermöglicht wird, 
etwa durch Positionen in Beratungs­
gremien für den Vorstand. Bei Vertre­
terwahlen werden zudem mögliche 
Kandidaten gezielt angesprochen 
und Listenwahlen bevorzugt. Insge­
samt ist in dieser Gruppe von Genos­
senschaften – im Vergleich zu den 
ersten beiden Typen – ein stärkerer 
Einfluss bzw. eine Vormachtstellung 
des Vorstands festzustellen.

Typ 4 – Managementgelenkte 
Partizipation

Dieser Typ findet sich bei den 
untersuchten Beispielen vorrangig in 
ostdeutschen Agrargenossenschaf­
ten, die im Zuge der Transformation 
aus ehemaligen Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften (LPG) 
entstanden sind. Die Agrargenossen­
schaften verstehen sich als »normale« 
Agrarunternehmen und orientieren sich 
in erster Linie am Markt. Partizipation 
wird nicht als sinnstiftend verstanden. 
Die Mitglieder fungieren vorrangig 
als Geldgeber und deren Teilhabe 

beschränkt sich auf die Ausschüttung 
jährlicher Dividenden. 

Die Partizipationsinstanzen für 
Mitglieder folgen den rechtlichen 
Mindestvorgaben, das heißt die jährli­
che Generalversammlung, auf der die 
Mitglieder eher selten von ihrem Recht 
der Mitsprache Gebrauch machen. 
Informelle Partizipationsmöglichkeiten 
für Mitglieder existieren genauso wenig 
wie repräsentative Partizipationsinstan­
zen für Mitarbeiter. Die Gründung eines 
Betriebsrates steht nicht zur Debatte. 
Die Genossenschaft dieses Typs wird 
von einem Vorstand in alleiniger 
Verantwortung geleitet. Allerdings sieht 
sich der Vorstandsvorsitzende in den 
Fällen dieses Typs zumeist auch selbst 
als »Chef« und wird von den Mitarbei­
tern als solcher bezeichnet. 

Ergebnisse

Partizipation fungiert nicht für alle 
Genossenschaften als sinnstiftendes 
oder identitätsstiftendes Moment. Ist 
dies jedoch der Fall, dann finden sich 
vielfältige Praktiken, die eine starke 
Einbeziehung der Mitglieder, meist 
auch der Mitarbeiter von Genossen­
schaften ermöglichen. Überwiegt hinge­
gen eine anderweitige Sinnstiftung, 
zum Beispiel eine primäre Marktorien­
tierung, geht dies mit relativ schwacher 
Teilhabe der Genossenschaftsmitglieder 
an Entscheidungen einher. 

Nicht nur die Relevanz, sondern 
auch die praktizierten Formen der 
Partizipation in Genossenschaften 
unterscheiden sich in den unter­
suchten Typen. So dominiert in den 
kunden- und managementorientier­
ten Genossenschaften eine finanziell 
ausgerichtete Teilhabe der Mitglie­
der. Insbesondere bei den kunden- 
und managementorientierten Typen 
kommt der repräsentativen Partizipa­
tion eine hohe Bedeutung zu, wohin­
gegen beim werte- und projektorien­
tierten Typ direkte Partizipation als 
wesentlich bedeutsamer Wert gilt. 

Die Ergebnisse zeigen die unter­
schiedliche Ausprägung und Viel­
gestaltigkeit von Partizipation in 
Genossenschaften. Damit werden 
einerseits Potenziale der Rechtsform 
Genossenschaft in Bezug auf Parti­
zipation sichtbar. Andererseits zeigt 
sich, dass vielfältige Einflussgrößen 
wie Marktumfeld, Historie etc. die 
Teilhabe ermöglichen oder beschrän­
ken kann. Damit erweisen sich einfa­
che Formeln, etwa dass das Unter­
nehmenswachstum zum Niedergang 
von Partizipation führen würde, als 
ein Stück weit entkräftet, ohne dass 
Genossenschaften als demokratische 
Rechtsform absolut gesetzt werden 
sollten.

Mehr zum Projekt ist zu finden unter: 

www.tu-chemnitz.de/wirtschaft/ppig/index.php 

STUDIE PARTIZIPATIONSPRAKTIKEN IN GENOSSENSCHAFTEN

Ist Partizipation sinnstiftend?

p Partizipation bedeutet Teilhabe und Mitbestimmung auf unterschiedlichen Ebenen.		

	     Foto: Wissenschaftsladen Bonn 

»Unternehmensmitbestimmung in 
Genossenschaften«, so lautet der Titel 
einer Studie, die in den letzten beiden 
Jahren von Dr. Herbert Klemisch und 
Moritz Boddenberg vom Wissen-
schaftsladen Bonn erarbeitet wurde. 
Es geht dabei zentral um die Frage, wie 
es um die Mitbestimmung in großen 
mitglieder- und beschäftigungsstar-
ken Genossenschaften bestellt ist. Die 
Studie, gefördert durch die gewerk-
schaftsnahe Hans Böckler Stiftung, 
zeichnet ein differenziertes Bild.

WALTER VOGT, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Insbesondere in der kapitalismuskri­
tischeren Literatur werden Genossen­
schaften häufig mit der Abkehr vom 
Turbo-Kapitalismus, dem Gewinnstre­
ben als oberste Maxime und entfrem­
deten Arbeitsverhältnissen, verbunden. 
Genossenschaften wird zugeschrieben, 
dass sie anders wirtschaften – jenseits 
von Interessen einer Profitmaximie­
rung und von Shareholder-Value. 
So verfolgen Genossenschaften im 

Grundsatz einen eher demokratischen 
Ansatz, der darin besteht, die Wirt­
schaft mehr solidarisch zu gestalten 
und dabei die Mitglieder zu beteiligen. 

Fragestellung und 
Forschungsgegenstand

Die Ausgangsüberlegung der Studie 
war es, die beiden Forschungsfelder 
der genossenschaftlichen Organisa­
tionsform und der Mitbestimmung 
zusammenzubringen. Zentral stellten 
sich dabei folgende Fragen: Welche 
Rolle spielt die Mitbestimmung in 
einer Organisationsform, der aufgrund 
ihrer genossenschaftlichen Prinzipien 
schon eine demokratische Ausrichtung 
zugesprochen wird? Wofür brauchen 
Unternehmen neben der genossen­
schaftlichen überhaupt noch die 
unternehmerische und die betriebliche 
Mitbestimmung? In welchem Verhält­
nis stehen die unterschiedlichen 
Formen der Mitbestimmung in den 
Genossenschaften, die aufgrund ihrer 
Größe unter das Mitbestimmungsge­
setz »M76« fallen und daher einen von 

Kapitalseite (also der Mitglieder) und 
von den Beschäftigten (Belegschaft 
und Gewerkschaft) paritätisch beset­
zen Aufsichtsrat haben?

Speziell ging es Klemisch und Bodden­
berg um die Unternehmensmitbestim­
mung in Genossenschaften, also um 
die Möglichkeit von Beschäftigten, im 
Aufsichtsrat Einfluss auf die Entschei­
dungen der Genossenschaft zu nehmen. 
Spannend ist diese Frage unter ande­
rem, weil Arbeitnehmervertreter/innen 
als Aufsichtsratsmitglieder in Genossen­
schaften gleichzeitig die Interessen der 
Belegschaft und auch die der Mitglieder 
im Interesse des Unternehmens (und 
seines Förderauftrags) unter einen 
Hut bringen müssen. Bisher weiß die 
Forschung vergleichsweise wenig zur 
Alltagspraxis in Genossenschaften. 

Diese Lücke kann mit der nun vorge­
legten explorativen Studie weitestge­
hend geschlossen werden. Aktuell haben 
sieben Genossenschaften in Deutschland 
mehr als 2.000 Beschäftigte, so dass die 
Arbeitnehmervertreterinnen und -vertre­
ter im Aufsichtsrat einen gesetzlichen 
Anspruch darauf haben mitzuentschei­

den. Zu sechs dieser Genossenschaften 
ist es den Forschern gelungen, entspre­
chenden Zugang zu erhalten und die 
Fragestellungen anhand von explora­
tiven Fallstudien zu bearbeiten. Dazu 
zählen die Steuerberatergenossenschaft 
DATEV, die Apothekergenossenschaft 
Sanacorp, die Apobank und die Berliner 
Volksbank als Kreditgenossenschaften, 
das Deutsche Milchkontor als Molkerei­
genossenschaft und Coop als Konsum­
genossenschaft. Die wesentlichen 
Forschungsergebnisse lassen sich unter 
den drei Aspekten Demokratie, Mitbe­
stimmung und wirtschaftliche Stabilität 
zusammenfassen (vgl. Beitrag auf Seite 
7 unten). 

Weitere Informationen zum Projekt finden sich unter:

 https://www.wilabonn.de/projekte/487-unterneh-

mensmitbestimmung-in-genossenschaften.html

Die Ergebnisse des von der Hans Böckler Stiftung 

geförderten Projekts werden unter dem Titel 

»Unternehmensbestimmung in Genossenschaf-

ten« in der Reihe MB-Studies bei der Hans Böckler 

Stiftung demnächst erscheinen. 

(Link zum kostenlosen Download: 

https://www.boeckler.de/48.htm). 

STUDIE UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG IN GENOSSENSCHAFTEN (TEIL 1)

Zwei Interessen unter einem Hut

ANZEIGE
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Ergänzend zu den Fragestellungen der 
Studie (vgl. Seite 6 unten) mit dem Titel  
»Unternehmensmitbestimmung in 
Genossenschaften« sind nachfolgend 
die wesentlichen Forschungsergebnis-
se zusammengefasst.

WALTER VOGT, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Demokratie oder 
Postdemokratie 

Formal kann jedes Mitglied der 
untersuchten sechs großen Genos­
senschaften ein Mandat in der jewei­
ligen Vertreterversammlung erlan­
gen. Die Studie zeigt allerdings: In 
der Praxis sind die Möglichkeiten, 
Einfluss auf die Ausrichtung des 
Unternehmens zu nehmen, eher 
gering. Dies führen die Autoren 
darauf zurück, dass Lobbygruppen 
Priorität genießen. Der Zugang zum 
Organ Aufsichtsrat ist somit nicht 
für alle gleich. In einigen Genos­
senschaften, wie den Apothekerge­
nossenschaften oder der DATEV, 

können die meisten Beschäftigten 
gemäß Satzung gar keine Mitglie­
der der Genossenschaft werden, da 
sie selbst gar nicht dem Berufsstand 
(z.B. Apotheker, Steuerberater) 
angehören. 

In anderen Genossenschaften 
haben die Verfasser der Studie 
wiederum beobachtet, dass das 
System der Unternehmensmitbe­
stimmung durch berufene Beirä­
te unterlaufen wurde, zu denen 
die Arbeitnehmervertreter/innen 
kaum Zugang haben. Klemisch 
und Boddenberg bezeichnen diese 
Entwicklungen als postdemokra­
tische Tendenzen, ohne dass dies 
als Arbeitshypothese ihrer Arbeit 
zugrunde lag. Vielmehr wurden von 
den Interviewpartnern manchmal 
selbst diese Begriffe verwendet, um 
die Prozesse im eigenen Unterneh­
men zu beschreiben. Leider konnte 
aufgrund der jeweiligen konkreten 
Besonderheiten die Fragestellung, 
inwieweit die Wahrung der Beleg­
schaftsinteressen konträr zum 
Förderauftrag stehen könnte, im 

Projekt nur im Einzelfall beantwor­
tet werden.

Mitbestimmung

Die paritätische Mitbestimmung 
wurde durchgehend von den Inter­
viewpartnern als sehr positiv bezeich­
net. Grundsätzlich scheint die Zusam­
menarbeit zwischen Vorstand und 
Aufsichtsrat sehr konstruktiv zu 
sein. Von den Arbeitnehmer- und 
den Gewerkschaftsvertretern wird 
bei einigen Genossenschaften eine 
noch bessere Kommunikation bei 
der Vorbereitung der Aufsichtsrats­
sitzungen erwartet. Die konstruktive 
Zusammenarbeit wird von der Arbeit­
geberseite vor allen Dingen mit der 
Expertise und Unternehmenskennt­
nis der Genossenschaftsmitglieder 
im Aufsichtsrat begründet, sind diese 
doch als Anteilseigner oder Beschäf­
tigte mit dem Unternehmen besser 
vertraut, als dies beispielsweise bei 
einer Aktiengesellschaft der Fall ist. 
Dies gilt auch für die Arbeitneh­
merbank, die, sofern sie denn selbst 

Mitglied der Genossenschaft werden 
können, das Unternehmen besser 
kennen als Externe. Die Arbeitnehmer 
profitieren andererseits vom genos­
senschaftlichen Identitätsprinzip, da 
das Verhältnis zwischen Arbeitneh­
mer und Arbeitgeber auf eine andere 
Ebene gestellt wird, wenn die Genos­
senschaftsmitglieder Arbeitgeber und 
damit zugleich die Kunden sind, denn 
sie haben einen intensiveren Bezug 
zu dem Unternehmen als externe 
Vertreter. Hier liegt ein entschei­
dender Vorteil einer Genossenschaft, 
der einen starken Einfluss auf die 
Ausübung der unternehmerischen 
Mitbestimmungspraxis hat. 

Wirtschaftliche Stabilität

Klemisch und Boddenberg sehen 
in Genossenschaften eine stabile 
Unternehmensform und bestätigen 
in ihren Ergebnissen anhand zugrun­
de gelegter mehrjähriger Jahresab­
schlussanalysen noch einmal, dass die 
untersuchten Genossenschaften die 
Wirtschafts- und Finanzkrise nahezu 

unbeschadet überstanden haben. Ein 
Grund liegt sicherlich auch in dem 
gegenüber anonymer Publikumsge­
sellschaften hohen Eigenkapitalan­
teil, der – trotz starker Bedeutung 
von Dividendenausschüttung und 
Rückvergütung – ein unabhängiges 
Wirtschaften ermöglicht. 

Darüber hinaus haben Genossen­
schaften den strukturellen Vorteil, 
dass sie nicht an den Interessen ihrer 
eigenen Mitglieder vorbei, an die 
Konkurrenz oder an andere Finanz­
marktakteure veräußert werden 
können. Dennoch können auch in 
Genossenschaften spätestens im 
Rahmen von Umstrukturierungen 
und Unternehmenskrisen Interessen­
konflikte auftreten. Verallgemeiner­
bare Aussagen hinsichtlich des Stel­
lenwerts und des Selbstverständnisses 
von Arbeitnehmerbänken sowie zur 
Abgrenzung des Rollenbilds wären 
aus gewerkschaftlicher Sicht von 
Relevanz, waren allerdings, sicherlich 
auch der eingeschränkten, heteroge­
nen Grundgesamtheit geschuldet, 
nicht ableitbar.

GENOSSENSCHAFTEN

Die Veröffentlichung »Das kollegial ge-
führte Unternehmen« entspricht vielen 
Erwartungen, die bei der Auseinander-
setzung mit dem Thema »demokrati-
sche Unternehmen« entstehen. Die 
Autoren Claudia Schröder und Bernd 
Oestereich benutzen jedoch eigene Be-
grifflichkeiten: »Kollegiale Führung« 
wird definiert als »die auf viele Kolle-
gen und Kolleginnen dynamisch und 
dezentral verteilte Führungsarbeit an 
Stelle von zentralisierter Führung durch 
einige exklusive Führungskräfte.« Die 
als eigenes Modell weiterentwickelte, 
kollegial geführte Kreisorganisation 
könne als demokratisch interpretiert 
werden, da Mitarbeiter in einem Team/
Kreis grundsätzlich gleichberechtigt 
zusammenarbeiten. 

BURGHARD FLIEGER, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Das Konzept der kollegial geführten 
Kreisorganisation beruht auf Erfah­
rungswissens aus verschiedenen eige­
nen, befreundeten und von den Auto­
ren beratenen Organisationen. Dies 
gilt besonders in Bezug auf die Firma 
»oose Innovative Informatik«, 1998 
gegründet von Bernd Oestereich. Er 
initiierte 2012 die Reorganisation 
in ein kollegial-selbstorganisiertes 
Unternehmen und verkaufte es 2014 
an die eigenen MitarbeiterInnen. In 
diesem Zusammenhang wurde »oose« 
von einer GmbH in eine eingetragene 
Genossenschaft umgewandelt, an der 
Oestereich weiterhin beteiligt ist. Dies 
gilt auch für Claudia Schröder, eine 
systemische Organisationsberaterin, 
die als Mitgesellschafterin und Beirä­
tin die Reorganisation des Unterneh­
mens eng begleitet hat. 

Kollegiale 
Entscheidungsstrukturen

Die Veröffentlichung liefert eine 
ausführliche, systematische und klare 
Beschreibung der Voraussetzungen, 
Strukturen, Rollen und Entschei­
dungsformen kollegial geführter 
Unternehmen. Wie dies aussehen und 
ablaufen kann, wird Schritt für Schritt 
entfaltet. Die Visualisierungen, über­

haupt die grafische Gestaltung des 
Buches wirkt animierend. Das Quer­
format ist eher gewöhnungsbedürf­
tig. Die Texte und Abbildungen lassen 
sich dadurch dreispaltig darstellen, 
was ansprechend und überzeugend 
wirkt. Im Kontrast dazu steht eine 
sachliche, nüchterne Sprache, die 
sich von wesentlich flüssiger schrei­
benden Wortakrobaten unterscheidet. 
Durch hilfreich platzierte Verweise im 
Buch wird eine flexible Arbeitsweise 
erleichtert. Dies ermöglicht, in ein 

Kapitel einzusteigen und von da zu 
anderen Themen zu springen. 

Die Schrift gliedert sich in die Kapi­
tel Einleitung, Strukturen, Prozesse 
und Denken. Im Kapitel über Struk­
turen werden aktuelle, neue Orga­
nisationsformen, wie Holokratie 
oder Netzwerkorganisationen, mit 
der kollegialen Kreisorganisation 
verglichen und Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede herausgearbei­
tet. Oestereich und Schröder gehen 
dabei auf die einzelnen strukturellen 

Elemente ihres eigenen Modells teil­
weise sehr detailliert ein. 

Soziokratische und 
holokratische Ansätze

Insgesamt ist das vorgeschlagene 
Modell nicht neu. Es lehnt sich stark 
an soziokratische und holokratische 
Ansätze an, entwickelt diese jedoch 
weiter. Ausführungen zu kritischen 
Punkten kollegialer Organisations­
formen, wie die Rolle der Geschäfts­

führung, die gelöst werden muss, 
verdeutlichen, dass den Autoren die 
Knackpunkte ihres eigenen Ansat­
zes bewusst sind: Wer vertritt das 
Unternehmen nach außen, wer ist 
wofür haftbar, wer stellt Mitarbei­
ter ein und entlässt diese, wie kann 
kollegial mit Anteilseignern umge­
gangen werden?

Im dritten Kapitel werden die 
im Unternehmen zu gestaltenden 
Prozesse beleuchtet. Wie gelingen 
Entscheidungen, Delegation, Perso­
nal, Kommunikation, Rollen oder 
Fragen der Ressourcenverteilung? 
Es werden konkrete Anwendungs­
fälle beschrieben, wie die Gestaltung 
eines Arbeitszeugnisses, der Arbeits­
zeit oder einer Gehaltserhöhung. Die 
Umsetzung im Einzelnen müsse jede 
Organisation für sich herausfinden. 
Das Vorgehen wird aber angemes­
sen detailliert beschrieben, so dass 
Leserin und Leser dafür ausreichend 
Hinweise und Ideen bekommen.

Keine schnell umsetzbaren 
Lösungen

Das Ganze ist sehr analytisch aufbe­
reitet, so dass es auch eine weitge­
hend erfahrungsfreie Entfaltung von 
theoretischen Konzepten und Prin­
zipien sein könnte. Dem Buch täten 
die Beschreibung von mehr erlebten 
Konflikten und deren Lösung gut. Dies 
würde eine intensivere Reflexion des 
Ansatzes erleichtern. Festhalten lässt 
sich dennoch: Die Veröffentlichung 
gehört zu den wichtigsten und besten 
zum Thema agiles Management und 
agile Organisationen. In ihr geht es 
um Innovationen in Reinform. Das 
kann langatmig wirken, wenn jemand 
nur auf der Suche nach schnellen 
Lösungen ist. Deutlich wird aber: 
Kollegiale Führung lässt sich syste­
matisch entwickeln, wenn Eigentü­
mer den Mut aufbringen, diesen Weg 
einzuschlagen.

Bernd Oestereich, Claudia Schröder: Das kollegial 

geführte Unternehmen. Ideen und Praktiken für 

die agile Organisation von morgen, Vahlen-Verlag, 

München, 2017, 320 Seiten, mit 138 Abbildungen, 

34,90 Euro.

BUCHBESPRECHUNG

Die Kreisorganisation –  
Unternehmensstrukturen demokratisch gestaltet 

p Kollegiale Organisationsstruktur  

Foto: Bernd Oesterreich, http://kollegiale-fuehrung.de, Lizenz: Attribution-ShareAlike 4.0 International (CC BY-SA 4.0)

STUDIE UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG IN GENOSSENSCHAFTEN (TEIL 2)

Mitbestimmung unter drei Aspekten
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BEWEGUNG

Nachdem das Flughafenprojekt von 
Notre-Dame-des-Landes von der franzö-
sischen Regierung aufgegeben wurde 
(s. Contraste 401), steht die ZAD (Zone 
à Défendre) vor der Herausforderung, 
die lebendige Bewegung aufrecht zu 
erhalten. Der »versammelte Rat der 
Besetzungen« verabschiedete am 8. 
Februar nach langen Diskussionen 
eine Erklärung und schlägt eine kollek-
tive Verwaltung der »größtmöglichen 
Fläche« des Geländes mit dem Ziel der 
Legalisierung vor. Einige Auszüge.

RAT DER BESETZUNGEN,  

NOTRE-DAMES-DES-LANDES

»In Notre-Dame-des-Landes wird es 
keinen Flughafen geben«, haben wir 
oft gesagt; wir hatten uns in den Kopf 
gesetzt, die Zukunft zu weissagen. 
Am 17. Januar wurde diese Aussage 
in Großbuchstaben im ganzen Land 
verbreitet. Jetzt ist das ein ganz einfa­
cher Satz, aber er kennzeichnet eine 
historische Tatsache von einer Trag­
weite, die es in den letzten 40 Jahren 
so nicht gab, den ersten großen politi­
schen Sieg einer ganzen Generation. 

Es wäre ein Irrtum zu glauben, dass 
nur die Steine und die Barrikaden den 
Sieg ermöglicht hätten. Aber durch 
ihren Einsatz war die Entscheidung 
aufzugeben für Macron zugleich 
zwingend und schwer zu schlucken. 
Er würde »die ZAD den Radikalen 
überlassen«, warf man dem Präsiden­
ten in den Leitartikeln vor, und dabei 
verschwiegen sie, dass eine Bewegung 
insgesamt ein halbes Jahrhundert 
lang mit allen legalen oder illegalen 
Formen Widerstand geleistet hatte. 

Um seine Demütigung zu vermei­
den, zog der Staat ein wenig über­
zeugendes Spektakel auf, zuerst 

eine Schlichtung, dann jede Menge 
Versammlungen mit lokalen Abgeord­
neten, und dann eine gemimte fehl­
geschlagene Vertreibung, um seine 
Drohungen, seinen Verzicht, seine 
Leugnungen vergessen zu lassen, um 
sein siegreiches Ja aus der Befragung 
von 2016 zu überspielen, kurz den 
skandalösen Charakter einer solchen 
Schlappe zu vertuschen. Trotz all 
dieser Bemühungen schimmert, 
inmitten all dieses von Medien und 
Politikern hinterlassenen Unrats, der 
Sieg. Es reichte, zwei kleine Wörter 
zu sagen: »Et toc! Das war’s!« 

Wie gut diese frechen Worte tun, 
in einer Zeit, in der es scheint, als 
wäre alles Kämpfen vergeblich, das 
kann jeder spüren, nachdem fast 
schon ein Jahrzehnt lang andauernd 
Druck auf die Bocage-Gegend und in 
den Demonstrationen in Frankreichs 
Städten ausgeübt wurde. (…)

Für die unmittelbare Zukunft ist 
jedoch wichtig, dass der Abbau der 
Straßensperren die Gelegenheit gab, 
ein feierliches Versprechen aller 
Beteiligten zu erneuern: Wenn die 
Gefahr unserer Vertreibung erneut 
droht, helfen wir alle mit, die Stra­
ßen zur ZAD wieder zu barrikadieren. 
Und das so oft wie notwendig. Auf 
diese Weise antwortet die Bewegung 
sowohl auf ihre internen Unstimmig­
keiten als auch auf die Macht, der 
die Freigabe der Landstraße D281 
als symbolischer Ausdruck für eine 
»Rückkehr zur Ordnung« dient. Aller­
dings nur, was die »chicanes« betrifft, 
denn die ZAD ist immer noch besetzt. 
Aber der Köder reicht aus dafür, dass 
der Staat akzeptiert, Verhandlungen 
über die Zukunft dieses Geländes zu 
eröffnen. (...)

Obwohl wir es nicht gewohnt sind 

zu siegen, bringt uns der Sieg nicht 
in Verlegenheit. Wir hatten schon 
vor Jahren eine fundamentale Einge­
bung: Ein Sieg ist etwas, an dem man 
bauen muss. Obwohl diese Idee eine 
Art Bruch darstellte, hatte die Bewe­
gung sich schon seit dem Ausgang der 
Operation Caesar 2012 überlegt, was 
sie eigentlich ins Rollen bringt. Wir 
dürfen nicht unter Druck erfinden, 
was wir erreichen wollen, im Text 
der »Sechs Punkte für die Zukunft 
der ZAD« von 2015 ist dies bereits 

festgelegt. Das war eine fundamen­
tale Verschiebung, denn wir gingen 
nun langsam vom Widerstand gegen 
ein Projekt über zum Einsatz für die 
Erhaltung und Erweiterung dessen, 
was wir durch den Kampf auf diesem 
Gelände aufgebaut hatten. Und seit 
dem 17. Januar haben wir dieses 
gemeinsame Ziel vor Augen.

Um dort hinzukommen, können 
wir uns jetzt auf die eben erreichte 
Legitimität stützen. Man hat zugege­
ben, dass wir Recht hatten. Daraus 

ergeben sich zahlreiche Konsequen­
zen. Zum Beispiel die bedingungs­
lose Verteidigung der Amnestie für 
alle Angeklagten der Bewegung gegen 
den Flughafen. Aber auch und beson­
ders ein einfaches Prinzip: Diejeni­
gen, die es erreicht haben, dass das 
Gelände nicht zerstört wurde, sind 
auch am besten geeignet, es nun zu 
übernehmen.

Die ganze Erklärung in deutscher Sprache: https://

stuttgart21ueberall.wordpress.com/ > ZAD 

NANTES (F): FLUGHAFENPROJEKT GESTOPPT 

»Die ZAD wird leben«

p Nur wenige Protestbewegungen haben eigene Bands, die den Demos voran ziehen. Die Bewegung gegen den weißen Elefanten Stuttgart21 

hat gleich zwei: Die Lokomotive Stuttgart und die Capella Rebella. Beide Bands spielen auch zu anderen wichtigen Anlässen. Die Lokomotive 

rockte die TTIP-Demo in Berlin im Oktober 2015 (im Bild: vor der Abfahrt mit dem Sonderzug) und die »Grande Manifestation« in Straßburg 

Ende September 2017.           								                                     Foto: Wolfgang Rüter

Für die Zukunft der ZAD und ihrer 
BewohnerInnen sowie der BäuerInnen 
schlägt José Bové ein Erbpachtmodell 
vor. Er ist Abgeordneter der Grünen im 
Europaparlament seit 2009, außerdem 
Gründungsmitglied und eine führen-
de Figur der »Confédération paysan-
ne«, eines französischen alternativen 
Bauernverbandes, der Mitglied von 
La Via Campesina ist. In den 1970er 
Jahren engagierte er sich im landwirt-
schaftlichen Gewerkschaftsbereich 
in der Widerstandsbewegung gegen 
die Ausdehnung des Militärgeländes 
im Larzac. Er blieb dort auf dem Hoch-
plateau Landwirt bis zu seiner Wahl als 
europäischer Abgeordneter.

MARIE ASTIER, ZEITUNG REPORTERRE

Sie erhoffen sich nun die Aufgabe des 
Flughafenprojekts von Notre-Dame-
des-Landes. Und Sie schlagen eine 
Alternative zur gewaltsamen Vertrei-
bung der Bewohner des besetzten 
vorgesehenen Flughafen-Gebietes 
vor. Erklären Sie uns das.

Von dem Zeitpunkt an, zu dem das 
Flughafenbauprojekt ad acta gelegt 
wird, beginnt eine besondere juris­
tische Situation. Das bedeutet, dass 
die Enteignung nicht weiter wirksam 
ist. Nun muss die juristische Situation 
der Besitzer geklärt werden, man muss 
sehen, wer dem Verkauf seines Landes 
zugestimmt hat und wer nicht, wer es 
wieder in Besitz nehmen kann, usw. 

Das ist Arbeit für ein bis zwei Jahre. 
Ein gewisser Teil der Fläche wird 
danach übrig bleiben. Ich schlage 

vor, das gesamte Gelände von einer 
juristischen Struktur zu verwalten, 
die mit dem Staat einen Erbpachtver­
trag auf lange Dauer abschließt. Das 
bedeutet eine Übertragung sämtlicher 
Rechte außer dem Recht den Besitz zu 
verkaufen. Dann würde diese juristi­
sche Struktur sowohl an die Landwir­
te als auch an die Leute, die Alterna­
tivprojekte darauf entwickelt haben, 
Grund und Boden verpachten, der 
von allen Bewohnern und den loka­
len Abgeordneten gemeinsam verwal­
tet wird. Dies ist die einzige Lösung, 
die das französische Recht für eine 
kollektive Verwaltung der Nutzung 
von Grund und Boden bietet.

Kommt dieser Vorschlag aus Ihrer 
Erfahrung im Larzac?

Ich habe sie nicht aus dem Hut 
gezaubert. Wir haben sie 1981 für 
das Land im Larzac beschlossen, das 
an die Armee verkauft worden war. 
Wir verwalten auf diese Weise seit 
1985 kollektiv 6.300 Hektar Land. 
Die Landwirte und die Bewohner sind 
Mitglied in der Gesellschaft für den 
Grundbesitz. Alle, die einen Vertrag 
mit der Gesellschaft haben, sind 
Mitglied in der Generalversammlung. 
Die Pacht, die auf 60 Jahre ausgestellt 
worden war, wurde 2013 durch den 
Landwirtschaftsminister Stéphane 
le Foll auf 99 Jahre verlängert. Wir 
bauen auf Langfristigkeit, was den 
Menschen vor Ort garantiert, ihre 
Tätigkeit und eine kollektive Kontrol­
le über die Verwaltung des Grundbe­
sitzes zu behalten. Wir haben Regeln 
festgelegt, mit denen wir ein gemein­

sames Projekt bauen konnten. Das hat 
sich zu einer richtig attraktiven Sache 
entwickelt: Wir haben die Anzahl 
Landwirte und Bauern auf dem Larzac 
sogar vergrößert.

Wie soll entschieden werden, wer 
das Nutzungsrecht auf dies oder 
jenes Grundstück erhält?

Mit genau diesem Argument hat 
uns der Staat 1981 weggeschickt. Er 
sagte: »Ihr werdet Euch nur unterei­
nander in die Haare kriegen!« Wir 
haben bewiesen, dass die Frage der 
Aufteilung des Bodens kein Problem 
war, es gab keine Konfliktsituation. 
Wenn es verschiedene Meinungen 
gab, wurde das kollektiv geregelt. 

Zum Beispiel: Wenn es im Verwal­
tungsrat über die Zuteilung einer 
Bodennutzung keine Einheit gibt, 
entscheidet die Generalversammlung. 
Man kann einen Haufen Formeln 
erfinden, die die Beteiligung der Leute 
an den Entscheidungen ermöglichen: 
die Definition der Zuteilungskriterien 
und die Auswahl der Kandidaten.

Meinen Sie, dass dieser Plan von 
insgesamt allen, die heute auf der ZAD 
leben, angenommen werden kann?

Die Bewohner der ZAD sind ganz 
verschieden. Aber wenn man dieses 
Konzept der Bodennutzung anstatt 
Besitztum verteidigen will, gibt es 
nur eine Möglichkeit: Sich in den 
rechtlichen Rahmen eingliedern. 
Und das ist die Gesellschaft für den 
Grund und Boden und ein Pachtver­
trag mit dem Staat.

Meinen Sie, dass es für die politisch 
Verantwortlichen hinnehmbar ist, 
die Niederlassung von Personen zu 
legalisieren, die die Autorität des 
Staates angefochten haben?

Während des Kampfes gegen die 
Ausdehnung des Militärcamps vom 
Larzac haben wir einen Schafstall 
gebaut, ganz aus Stein, die Baustelle 
hat zwei Jahre gedauert. Wir haben 
das Gebäude finanziert, indem wir 
die Leute, das waren Tausende von 
Menschen, gebeten haben, einen 
Teil ihrer Steuerzahlung zu verwei­
gern und dieses Geld in den Bau des 
Gebäudes fließen zu lassen. Wir haben 
ein illegales Gebäude ohne Baugeneh­
migung gebaut, das sich aus Steuer­
verweigerungsgeldern finanzierte. Ja 
und dann, 1983, nach der Aufgabe 
des Projektes, wurde das Gebäude 
durch einen Staatsminister und einen 
Regionspräfekten mit großem Pomp 
eingeweiht. Das war die Anerken­
nung, dass der Kampf legitim war, 
selbst wenn er illegal war. Und heute, 
wenn das Flughafenprojekt aufgege­
ben wird, fällt die Enteignung, und 
es gibt eine neue Legalität, ein neu 
zu erarbeitendes Recht.

Wie haben Sie Ihre Vorschläge erar-
beitet?

Diese Vorschläge gründen auf 
Diskussionen über Lösungen für den 
Fall, dass der Flughafen aufgegeben 
wird, die ich in Notre-Dame-des-Lan­
des mit Vereinen, lokalen Abgeord­
neten, Juristen seit mehreren Jahren 
geführt habe. Ich habe das in einem 

mehrseitigen Brief an die Mediatoren 
zusammengefasst. Wir diskutieren 
auch schon lange mit Nicolas Hulot 
darüber, schon bevor er in die Regie­
rung eingetreten ist. Und wir werden 
das weiter diskutieren.

Übersetzt vom AK S21 ist überall. Das Interview 

wurde wurde kurz vor der Entscheidung zum Aus 

für das Flughafenprojekt geführt.

Infos: 

www.reporterre.net

https://stuttgart21ueberall.wordpress.com  

www.notredamedeslandes2017.org 

www.acipa-ndl.fr

INTERVIEW MIT JOSÉ BOVÉ, EU-ABGEORDNETER 

Die ZAD in Erbpacht gemeinsam verwalten

p José Bové, 2013                

Foto: Flickr (EQUO/CC BY-SA 2.0)
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Eigene Medien aus den sozialen Bewegungen 
sind wichtig. In ihnen veröffentlichte Artikel un-
terscheiden sich oft inhaltlich von den Mainstre-
am-Medien. Sei es, dass es um Großprojekte wie 
Stuttgart21 geht, oder den Kampf um das Ende 
des Braunkohleabbaus. Dennoch sind ökologi-
sche soziale Bewegungen darauf angewiesen, in 
Mainstreammedien publiziert zu werden, damit sie 
gesamtgesellschaftlich Gehör finden. Das ist oft 
nicht so einfach, da jede noch so kleine vermeint-
liche Sensation die Schlagzeile des Tages wird. 
Kommen die Meldungen von der Polizei, werden 
sie oft ungeprüft von JournalistInnen übernom-
men.

DANIEL HÄFNER, BERLIN

Die Polizei lügt; öffentlich, nachweislich und 
oft zu Ungunsten ökologisch und sozial enga­
gierter Gruppen. Ein prägnantes Beispiel hier­
für ist die Räumung des Kiezladens Friedel54 
in Berlin, während derer die Berliner Polizei 
twitterte: »Lebensgefahr für unsere Kollegen. 
Dieser Handknauf in der #Friedel54 wurde 
unter Strom gesetzt. Zum Glück haben wir das 
vorher geprüft.« In Wahrheit handelte es sich 
jedoch um ein Stromkabel, das neben der Tür 
lag, jedoch nicht unter Strom stand, wie sich 
am folgenden Tag herausstellte. Doch die Agen­
da der Massenmedien war gesetzt, es ging um 
gewalttätige Protestierende; politische Fragen, 
beispielsweise wem die Stadt eigentlich gehört, 
welche Verdrängungsprozesse stattfinden oder 
wie sich Mietpreise in Berlin entwickeln, waren 
beiseite gewischt. Und dies durch haltlose 
Anschuldigungen, die sich in den sogenannten 
Sozialen Medien aber schnell verbreitet hatten 
– und damit faktisch nicht mehr zu dementieren 
waren. 

Ob die Anzahl solcher Vorfälle wirklich 
zunimmt, lässt sich derzeit aber schwer belegen, 
weil hierzu eine unabhängige Forschung fehlt. 
Solche Fälle sind aber wiederholt zu beobachten, 
sei es bei den G7- oder G20-Treffen und auch 
bei anderen Protesten wie bei den Aktionen von 
Ende Gelände. Im Vorfeld solcher Proteste wird 
durch Politik und Polizei vor Ausschreitungen, 
Terror oder Gewalt gewarnt – und nach Beginn 
der Proteste sodann auch irgendwie »gefunden« 
und öffentlich gemacht. Die Frage für Aktions­
bündnisse, NGOs und soziale Bewegungen lautet 
daher, wie sie mit solchen Ereignissen umgehen 
können und ob verallgemeinerbare Gegenstra­
tegien existieren. 

Diskutiert wurde die Problematik erstmals 
während eines Podiumsgesprächs »Die Polizei 
lügt!?« Ende November an der TU Berlin, das 
gemeinsam von Robin Wood und der Linken 
Medienakademie ausgerichtet wurde. Mit dabei 
waren unter anderem Matthias Sander (Presse­
sprecher bei der Räumung des Kiezladens Frie­
del54 in Berlin), Janna Aljets (Pressesprecherin 
bei Ende Gelände) sowie Oliver Leistert (Alter­
natives Medienzentrum »FC/MC« bei G20). Dort 
kamen viele Erfahrungen mit der polizeilichen 
Pressearbeit zur Sprache und auch mögliche 
Strategien wurden diskutiert, die diesem Phäno­
men entgegengestellt werden könnten. Die 
Diskussion soll nun auf der kommenden LiMa 
im Rahmen eines Workshops fortgesetzt werden.

Die Presse- und Medienarbeit der Polizei wird 
immer professioneller, insbesondere in den Sozia­
len Medien wie Twitter, welches sich insbesonde­
re an Jounralist*innen richtet. Mitarbeiter*innen 
werden fortgebildet oder zusätzliche Social-Me­
dia-Teams beispielsweise für G20 zusammenge­
stellt. Die Glaubwürdigkeit der Polizei wird dabei 
selten in Frage gestellt, wird sie doch häufig als 
neutrale staatliche Behörde wahrgenommen, 
auf die sich die Presse, wie bei Verkehrsunfällen 
häufig verlassen kann. In den Veröffentlichungen 
der Polizei kommt es dabei aber insbesondere zu 
zwei problematischen Phänomenen: zum einen 
werden in taktischen Situationen scheinbar auch 
Falschinformationen eingesetzt, um die Aufmerk­
samkeit der Massenmedien zu lenken und zum 
anderen nimmt die Polizei auch Bewertungen 
von politischen Aktionen vor. In der Diskussion 
konzentrierten sich die Teilnehmenden jedoch 
insbesondere auf den Aspekt der (scheinbaren) 
taktischen Falschaussagen der Polizei. Es gibt 
aber verschiedene politische Gruppen, die sich 
juristisch mit den Wertungen durch die Polizei 
auseinandersetzen wollen.

Mit den medienwirksamen Veröffentlichungen 
der Polizei zu den Aktionen von »Ende Gelände« 

im Rheinland im November 2017 wurden im 
Podiumsgespräch weitere prominente Beispiele 
von Fehlinformationen genannt. Kurz nach den 
G20-Protesten wurden die Aktivist*innen von 
Ende Gelände als »gewaltbereite Linksterroris­
ten« bezeichnet und die Berichterstattung und 
die Fragen der Presse bezogen sich häufig auf 
diesen »Terror«-Rahmen. Das Presseteam von 
Ende Gelände versuchte deshalb, die Aufmerk­
samkeit wieder auf das eigentliche Thema zu 
lenken: Die Aktionsform des massenhaften zivi­
len Ungehorsams ist ja nur das öffentlichkeits­
wirksame Mittel, um die klimaschädliche Braun­
kohleförderung und -verstromung zu kritisieren.

Generell sei es wichtig, betonte Janna, auf 
alle möglichst viele potentielle Fragen vorberei­
tet zu sein -  alles sei dabei aber unmöglich zu 
planen. So wurde sie selbst durch die Behaup­
tungen der Polizei überrumpelt, dass Waffen 
bei Aktivist*innen gefunden worden seien – 
erst nach kurzer Recherche wurde klar, dass es 
sich hierbei wahrscheinlich um Taschenmesser 
handelte. Doch der Fokus der anschließenden 
Fragen durch Journalist*innen, bspw. des WDR, 
an Ende Gelände war gesetzt.

Ein anderes Beispiel während der selben 
Aktion macht deutlich, wie wichtig eine eige­
ne professionelle Dokumentation von Vorfäl­
len ist, um bei Falschmeldungen reagieren zu 
können. Genau dies ist bei der öffentlichen 
Auseinandersetzung um die Aktionen gegen 
den Braunkohletagebau gelungen: Die Poli­
zei behauptete, Protestierende seien während 
der Tagebaubesetzung auf Polizeipferde zuge­
laufen, um starke und eskalierende Bilder zu 
produzieren. Die Aktivist*innen konnten aber 
per Videodokumentation nachweisen, dass die 
Pferde gezielt in die Protestierenden hineinge­
ritten wurden. Dies führte bei regionalen Jour­
nalisten zu Verwunderung, dass die Aussagen 
der Polizei offensichtlich nicht stimmten, weil 
sie diese bisher als neutrale und glaubwürdige 
Quelle wahrgenommen hatten.

Um der Deutungshoheit der Polizei etwas 
entgegenzusetzen, bedarf es Einiges an Einsatz 
und Ressourcen. Sowohl bei Vorbereitung, 
Durchführung als auch bei der Nachbereitung 
von politischen Aktionen muss der Polizei auch 
als selbstständigem Akteur einige Aufmerksam­
keit gelten. Einigkeit herrschte bei den Anwesen­
den aber, dass die Polizei trotz allem nicht als 
Gegner, sondern eher als »Hindernis« für eine 
Gegenöffentlichkeit angesehen werden sollte. 
Polizei und Polizeigewalt sollten seitens der 
Aktivist*innen nicht zum Hauptthema gemacht 
werden – genau dies könnte eben Interessierte 
wiederum abschrecken, an Protesten teilzuneh­
men. Stattdessen sei es wichtig zu artikulieren, 
warum die betreffende politische Aktion durch­

geführt wird, was deren Ziele sind und wie 
Aktivist*innen diese umsetzen wollen. Soziale 
Bewegungen müssen sich hierfür auch selbst in 
der Medienarbeit professionalisieren.

Schon während der medialen Vorbereitung 
von Protesten kann es wichtig sein, gezielt auf 
vergangene Falschaussagen der Polizei hinzu­
weisen und auch Journalist*innen daran zu 
erinnern, dass es für eine Meldung eben zweier 
Quellen bedarf und die Polizei allein als solche 
eben nicht ausreiche. Es gilt konkret zu recher­
chieren, welche Journalist*innen bei lokalen 
Zeitungen für diesen Bereich zuständig sind und 
sich gezielt auf die Suche nach Medienpartnern 
in der »bürgerlichen Mitte« zu begeben. 

Auf polizeiliche Berichterstattung, vor allem 
auf vermeintliche Falschmeldungen, muss so 
schnell wie möglich reagiert werden – diese 
sollten außerdem archiviert werden, denn oft 
werden nach einiger Zeit Nachrichten der Polizei 
bei Twitter auch wieder gelöscht. Gute Erfah­
rungen gab es insgesamt mit parlamentarischen 
Beobachtern bei Protesten, deren Aussagen ein 
Autoritätsargument darstellen können. Auch bei 
der Nachbereitung von Protesten können bspw. 
kleine Anfragen aus den regionalen Parlamenten 
während der Aufklärung und in der öffentlichen 
Debatte helfen.

Doch politisch Aktive sollten nicht zuletzt auch 

(wieder) mit den Betroffenen vor Ort direkt in 
Kontakt kommen, um Erfahrungen und Ideen 
direkt von Mensch zu Mensch weiterzugeben. 
Das wäre dann aber auch so etwas wie Politik 
ohne Massenmedien, politische Aktionen von 
Menschen für Menschen – ohne den Apparat 
der Massenmedien.

Daniel Häfner arbeitet als Politikwissenschaftler und ist Lehr-

beauftragter im Themenfeld von Umwelt und sozialen Bewe-

gungen an verschiedenen Hochschulen in Berlin und Branden-

burg. Er ist erreichbar unter: kontakt@haefner-pr.de. Der Artikel 

basiert auf der Zusammenfassung des Podiumsgespräches der 

LiMa (http://www.linkemedienakademie.de/die-polizei-luegt/).

Veranstaltung
Was tun, wenn die Polizei in den Medien lügt?

Eine Fortsetzung der Diskussion und hoffentlich wei-

tere Erkenntnisse wird es auf einem Workshop im Rah-

men der Linken Medienakademie geben (14.4. ab 14.00 

Uhr). Mit dabei sind Jason Kirkpatrick (SpiedUpon.com), 

Janna Aljets (Ende Gelände) sowie der Protestforscher 

Philipp Knopp.

Infos unter:

www.linkemedienakademie.de

ANZEIGE
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p Große Aktionen, wie Ende Gelände können schnell unübersichtlich werden. Eine gute eigene Dokumentation kann helfen falsche Meldungen der Polizei schnell zu entkräften. 	

                   					      		                  	                  						                        Foto: Tim Wagner
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Was tun, wenn die Polizei in den Medien lügt?
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Anfang März lehnte eine deutliche Mehrheit der 
abstimmenden SchweizerInnen den Angriff auf 
das öffentlich-rechtliche Radio und Fernsehen ab. 
Die von Rechtspopulisten lancierte Initiative zur 
Abschaffung der Gebührenfinanzierung, die so 
genannte »No-Billag«-Initiative erhielt 71,6 Prozent 
Nein-Stimmen. Doch die Debatten gehen weiter, unter 
anderem durch einen interessanten Vorschlag für ein 
zeitgemäßes Mediengesetz und für die Schaffung 
einer digitalen Allmende aus Gebührengeldern.

PETER STREIFF, REDAKTION STUTTGART

Die linke Wochenzeitung »WOZ« debattierte 
das zentrale schweizerische Medienthema vor 
der Abstimmung am 4. März ausführlich und 
empfahl eine klare Ablehnung. Erwartet werden 
konnte das Ergebnis aufgrund der öffentlichen 
Debatten jedoch nicht, vor allem nicht in dieser 

Deutlichkeit, wie der WOZ-Redakteur Kaspar 
Surber kommentierte: »Die Ablehnung der 
No-Billag-Initiative war in ihrer Deutlichkeit eine 
Überraschung, sie ist nach einer mehrmonatigen 
Diskussion eine Sensation. Fast drei Viertel der 
stimmenden Bevölkerung wollen weiterhin ein 
starkes öffentliches Radio und Fernsehen. Sie 
wollen, dass sich die SRG im technologischen 
Wandel verändert, das zeigt die Zustimmung 
der jüngeren Bevölkerung.« 

Diesen Wunsch nach Veränderung griff der 
WOZ-Medien-Kolumnist Hansi Voigt auf und 
veröffentlichte den Vorschlag eines neuen 
Verfassungsartikels (»Artikel 93«), der ein 
»zeitgemäßes Mediengesetz« skizziert. Darin 
soll die SRG den Auftrag erhalten, eine »digita­
le Allmende« zu schaffen. Denn: »Wir brauchen 
Medienvielfalt. Wir brauchen dafür eine neue 
Medienpolitik, auf der Höhe des digitalen Zeit­

alters. Und wir brauchen nicht weniger, sondern 
einen zeitgemäßen Service public.« Gleichzeitig 
solle »die SRG ihre Leistungen viel breiter zur 
Verfügung stellen, in gutem Zusammenspiel mit 
privaten Medien. Und im Sinne der Medienviel­
falt soll der Bund auch private Medien unter­
stützen können, die sich dem Strukturwandel 
stellen, statt an ihrem alten Geschäftsmodell 
festzuhalten, das immer schlechter funktioniert.«

Gemäß Voigt sollen die öffentlich-rechtlichen 
Sender ihren Informationsauftrag (französisch als 
»Service public« bezeichnet) umfangreicher verste­
hen, um insbesondere die jüngere Generation 
besser zu erreichen: »Wenn alle Menschen online 
sind, muss der Service public auch dort sein.«

INFOS:

www.woz.ch

www.artikel93.ch

Fabian Scheidler ist Mitbegründer des unabhängi-
gen Nachrichtenmagazins Kontext TV und bezeich-
net es als »verhängnisvollsten Fehler der Linken, 
dass sie es versäumt hat, ein attraktives Online-Fern-
sehen aufzubauen«. Im Interview mit Peter Streiff 
erläutert er die Gründe, ein eigenes Medium zu star-
ten und was er vom Vorschlag aus der Schweiz für 
eine digitale Allmende hält. Er ist außerdem Autor der 
Bücher »Das Ende der Megamaschine. Geschichte 
einer scheiternden Zivilisation« und »Chaos. Das 
neue Zeitalter der Revolutionen«.

Vor 9 Jahren hast Du Kontext TV mitgegrün-
det. Was war damals die Motivation, ein eige-
nes Medium zu starten?

Fabian Scheidler: Mein Kollege David Goeß­
mann und ich waren unbefriedigt von der 
Berichterstattung vieler großer Medien. Vor 
allem die Analysen und Alternativvorschläge 
aus sozialen Bewegungen kamen uns zu kurz, 
insbesondere Stimmen aus dem Globalen Süden. 
Inspiriert waren wir von dem US-Nachrichten­
magazin »Democracy Now«, das eine sehr wich­
tige Rolle im emanzipatorischen Spektrum in 
den USA spielt und Millionen von Menschen 
auf der ganzen Welt erreicht. Unabhängiger 
Graswurzeljournalismus kann einen erhebli­
chen gesellschaftlichen Unterschied machen. 
Das sieht man auch in Ländern wie Spanien, 
wo die 15M-Bewegung und später Podemos sehr 
stark durch »Tele K« Verbreitung fanden. 

In Deutschland gab es in dieser Hinsicht 
einen echten Mangel – und den gibt es noch 
heute, denn Kontext TV ist ja nicht sehr groß. 
Es ist meines Erachtens einer der verhängnis­
vollsten Fehler der deutschen Linken, dass sie 
es versäumt hat, attraktives Online-Fernsehen 
aufzubauen. Der Bereich wird jetzt zu einem 
großen Teil von Rechten besetzt.

Warum habt Ihr nicht versucht, Eure Beiträge 
in bestehenden Medien unterzubringen?

Als freier Journalist ist man sehr stark von 
redaktionellen Entscheidungen der Auftragge­
ber angewiesen. Wir wollten maximale innere 
Pressefreiheit und die Themen angehen, die uns 
relevant erscheinen und zwar in der Form, die 
wir für die Beste halten. Wenn man zu einem 
Sender geht und sagt, wir machen Interview-ba­
sierte Sendungen, die 50 Minuten lang sind, 
hat man eh keine Chance. Passt in kein Format, 
zu wenig personalisierte Story, zu schwierige 
Themen. Wir waren von Anfang an überzeugt, 
dass es einen enormen Bedarf an gut aufberei­
teten Hintergrundinformationen gibt, der über 
abgehackte Interviewschnipsel hinausgeht, und 
der Zuspruch unserer Zuschauer hat uns damit 
recht gegeben.

Warum habt Ihr die Form eines Vereins 
gewählt?

Wir finanzieren uns vollständig ohne Werbung 
und Sponsoring, um wirklich unabhängig zu sein. 
Das Modell baut darauf, dass unsere Zuschauer 
uns mit Fördermitgliedschaften und Spenden 

unterstützen. Der Verein als Form unterstützt 
auch die Ausrichtung, nicht profitorientiert, 
sondern gemeinwohlorientiert zu arbeiten.

Seid Ihr wirtschaftlich eigenständig oder 
bekommt Ihr Zuschüsse?

Wir können uns bisher nicht vollständig über 
Spenden und Fördermitgliedschaften finanzie­
ren, viel Arbeit ist nach wie vor ehrenamtlich, 
sowohl redaktionell als auch zum Beispiel in 
der Buchhaltung. Wenn wir Auslandsprojek­
te machen, etwa zu einem Klimagipfel oder 
zu einem Weltsozialforum fahren, stellen wir 
bisweilen auch Anträge bei Stiftungen, um unse­
re Kosten zu finanzieren.

Hat sich Kontext TV im Verlauf der Jahre 
inhaltlich verändert – und wenn ja, wie?

Unser Spektrum hat sich stetig erweitert, aber 
unsere zentralen Themen sind geblieben: globa­
le Gerechtigkeit, Klima und Umwelt, Krieg und 
Frieden, soziale Bewegungen.

Anfang März wurde in der Schweiz eine 
rechtspopulistische Volksinitiative (»No 
Billag«) abgelehnt, die die öffentlich-rechtli-
chen Fernseh- und Rundfunksender und auch 
viele Freien Radios in ihrer Existenz bedroht 
hätte. Auch in Deutschland wird Kritik an 
der Gebührenfinanzierung immer lauter. Die 
Diskussionen in der Schweiz gehen weiter, 
unter anderem aufgrund eines Vorschlags 
für ein zeitgemäßes Mediengesetz, das die 
Medienförderung als notwendige Dienstleis-
tung (»Service public«) versteht und eine 
Medienvielfalt erreichen will (vgl. unten). 

Was hältst Du von der Idee? Und wäre eine 
ähnliche Debatte um ein grundsätzlich neues 
Mediengesetz auch in Deutschland sinnvoll?

Ich halte öffentlich-rechtliche Sender im Prin­
zip für eine gute Sache, die man verteidigen, aber 
auch tiefgreifend verändern muss. Die Idee ist ja 
eigentlich, dass Fernsehen und Radio vom Kapital 
und vom Staat unabhängig sein sollen. Die Realität 
sieht aber leider etwas anders aus. In Deutschland 
sind die Rundfunkräte sehr stark von Parteiinte­
ressen dominiert, wer wichtige Entscheidungen 
mitbestimmen will, muss entweder im CDU- oder 
im SPD-Freundeskreis sein. Intendanten und 
Chefredakteure werden zum Teil nach Parteibuch 
ausgewählt. Da braucht man eine tiefgreifende 
Reform, wie sie beispielsweise mit Publikums­
räten vorgeschlagen wird. Wenn es de facto eine 
Rundfunksteuer gibt – und nichts anderes ist die 
sogenannte Rundfunkgebühr – dann muss es auch 
echte demokratische Kontrolle geben. 

Inhaltlich besteht das große Problem darin, 
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk Schritt 
für Schritt seinen Bildungsauftrag entsorgt hat. 
Das Abendprogramm ist mit endlosen Krimis, 
Sportevents und fragwürdigen Talkshows 
gefüllt. Die entscheidenden Gegenwarts- und 
Zukunftsthemen wie Klimachaos, Abrüstung und 
sozial-ökologischer Umbau tauchen entweder 
nur spätabends auf, wenn die »arbeitende Bevöl­
kerung« längst im Bett ist, oder auf Nischen­
sendern wie Arte, die nur von Bildungsbürgern 
geschaut werden. 

Wenn der öffentlich-rechtliche Rundfunk seine 
Daseinsberechtigung gegen die Kampagnen 
privater Medien wie Bild und Spiegel behaup­
ten will, dann muss er nicht nach Quote sondern 
nach gesellschaftlicher Relevanz produzieren und 

senden. Das heißt, wir brauchen dann auch mal 
Diskussionen um 20.15 Uhr auf ARD und ZDF, 
wie wir aus der kapitalistischen Megamaschine 
aussteigen können, wie man die Eigentumsver­
hältnisse im Immobiliensektor verändern kann 
usw. Bisher ist das Spektrum streng auf die Posi­
tionen der im Bundestag vertretenen Parteien 
verengt, der riesige Bereich von klugen Alterna­
tiven außerhalb der Parteien kommt kaum vor. 
Absurd ist es außerdem, dass die Sender so geizig 
mit ihren Online-Angeboten sind. 

Der Schweizer Reformvorschlag einer digita­
len Allmende geht genau in die richtige Rich­
tung. Öffentlich-rechtlich produzierte Sendungen 
müssen frei und für alle Ewigkeit online verfügbar 
sein, sie sind ja schließlich mit den Gebühren 
bereits vom Bürger bezahlt. Da muss sich der 
Gesetzgeber endlich gegen die Kapitalverwer­
tungsinteressen der privaten Verlage durchset­
zen, die versuchen, die Sender noch weiter aus 
dem Netz herauszudrängen. All das kann man 
machen, wenn sich genügend Bürger für einen 
Tiefenumbau des Rundfunks engagieren. Nur auf 
sie zu schimpfen, reicht also nicht aus.

Infos:

Kontext TV sendet regelmäßig über Internet und nicht-kom-

merzielle Radio- und TV-Stationen Hintergrundinformationen 

zu drängenden Gegenwarts- und Zukunftsthemen wie Klima-

wandel, Krieg und Frieden, Finanzkrise, soziale Gerechtigkeit 

und Migration liefert. Zu Wort kommen kritische Stimmen aus 

dem In- und Ausland, die in den Mainstreammedien zu wenig 

gehört werden. 

www.kontext-tv.de

www.megamaschine.org

www.revolutionen.org

SCHWERPUNKT EIGENE MEDIEN

INTERVIEW MIT FABIAN SCHEIDLER , KONTEXT TV

Maximale innere Pressefreiheit

ANZEIGE

p Fabian Scheidler bei einem Bericht für Kontext TV von der Degrowth-Konferenz 2014 Leipzig	           	                 				                          Foto:  Kontext TV

SCHWEIZ: ZUSTIMMUNG FÜR ÖFFENTLICH-RECHTLICHES RADIO UND FERNSEHEN

Vorschlag für eine digitale Allmende



 APRIL 2018 CONTRASTE 11

1968 war nicht nur das Jahr der weltweiten Aufbrü-
che und Revolten, sondern auch in der badischen 
Stadt Freiburg versammelten sich junge Studieren-
de, »um fortan die Ausbeutung der Dritten Welt zu 
beenden«. Die ersten »blätter des iz3w« erschienen 
und begründeten eine 50jährige Geschichte einer 
selbstverwalteten Zeitschrift, die auch nach 365 
Ausgaben immer noch eigenständig ist. Ein Grund 
zu feiern.

IZ3W-REDAKTION, FREIBURG 

Das iz3w (informationszentrum 3.welt) steht 
beispielhaft für eine Reihe vieler ähnlicher Grup­
pen, die ab 1968 entstanden. Sie bildeten fortan 
zusammen mit vielen AktivistInnen eine soziale 
Bewegung der internationalen Solidarität. Diese 
ist im Laufe der Jahre kleiner geworden, doch 
erfindet sie sich – wie auch das iz3w – immer 
wieder neu, etwa entlang von Themen wie 
Globalisierungskritik, Postkolonialismus, Anti­
rassismus und Unterstützung von Geflüchteten. 

Das iz3w verschrieb sich nicht wie andere 
Organisationen der Ländersolidarität (etwa zu 

Chile oder Nicaragua), sondern nahm kontinent­
übergreifende Zusammenhänge in den Blick. In 
der praktischen Arbeit wurden alle bedeutenden 
Themen des Nord-Süd-Konfliktes aufgegriffen: 
Entwicklungspolitik und -theorie, Weltwirt­
schaft, Krieg, Tourismus, Postkolonialismus, 
Rassismus, Feminismus, soziale Bewegungen 
und vieles mehr. 

Bis heute steht die (neo-)koloniale Herrschaft 
des Nordens über die Länder des Südens im 
Mittelpunkt der Kritik. Doch löste sich das iz3w 
ähnlich wie große Teile der gesamten Bewe­
gung von den teils schematischen Sichtweisen 
der frühen Jahre. Auf diese Weise entstand im 
Laufe der 1990er Jahre ein »Neuer Internatio­
nalismus«. Heute lautet dessen Anspruch: Kriti­
sche, differenzierte Analysen auf der Höhe der 
Zeit und eine Solidarität, die nach allen Seiten 
hin herrschaftskritisch ist. 

Die runde Fünfzig werden wir selbstverständ­
lich gemeinsam mit ehemaligen und heutigen 
Aktiven gebührend feiern, und zwar nicht nur 
diskutierend. Wir freuen uns darauf! Am 14. 
April laden wir alle Interessierten nach Freiburg 

zu einer großen Geburtstagsgala. Die beliebteste 
Feierform der 68er ist aber bekanntlich das Open 
Air Festival. Da lassen wir uns nicht lumpen und 
laden am 9. Juni aufs Freiburger Grethergelän­
de ein. Das zusammen mit Radio Dreyeckland 
organisierte Festival wird unser Dankeschön an 
die vielen Menschen in Freiburg und Umgebung 
sein, die uns über die Jahrzehnte unterstützt 
haben.

Im Rahmen von »iz3w on tour« möchten wir 
im gesamten Jahr 2018 über Freiburg hinaus 
mit unseren LeserInnen diskutieren. Geplant 
sind Filmpräsentationen und Veranstaltungen 
in Hamburg, Berlin, Dresden, Paris und Basel. 
Die Themen reichen von Autoritarismus, Islamis­
mus, Freihandel bis zu Postkolonialismus und 
vielem mehr. Im Oktober und November wird 
eine große Veranstaltungsreihe in Freiburg den 
Schlusspunkt des Jubiläumsjahres setzen.

Infos: 

www.iz3w.org

Jubiläumsausgabe (364) und aktuelle Ausgabe zu »Pressefrei-

heit – nicht überall erhältlich« jeweils für 5,30 Euro 

Das iz3w wird im Frühjahr 2018 fünfzig. Das bedeu-
tet ein halbes Jahrhundert in einer Provinzstadt, die 
sich vom linksradikalen Nest der 1980er Jahre zur 
Hochburg der Ökospießer gewandelt hat. In dieser 
langen Zeit sind viele andere linke Projekte auf der 
Strecke geblieben. Wie hat das kleine »Hinterhof-
biotop« bis heute überlebt, haben sich zwei junge 
Redakteurinnen gefragt.

LARISSA SCHOBER UND THERESA WECK, IZ3W-REDAKTION

Es ist nicht leicht, neu in einem Laden anzufan­
gen, der 50 Jahre alt wird und nach wie vor selbst­
organisiert ist. Selbstorganisiert bedeutet immer 
ein bisschen Chaos: Einen festen Plan für die Einar­
beitung von Neulingen gibt es nicht, und es kann 
schon mal passieren, dass man erst nach einiger 
Zeit über grundlegende Dinge stolpert, von deren 
Existenz man nichts wusste – sei es ein Adresspro­
gramm, welches das redaktionelle Dasein unge­
mein erleichtert, oder der Kochplan. Noch schwie­
riger ist es, über die fünfzigjährige Geschichte zu 
schreiben. Versucht man die Geschichte des iz3w 
zu rekonstruieren, wird es kompliziert. Unglaub­
lich vieles hat sich seit 1968 verändert. Einiges 
lässt sich kaum noch herausfinden und manches 
irritiert den Blick der Nachgeborenen.

Begriffsdebatte

Es geht schon mit dem Namen los – iz3w. 
Diese kryptische Abkürzung steht für »informa­
tionszentrum 3. welt«. Der dazugehörige Träger­
verein nennt sich Aktion Dritte Welt (ADW – 
willkommen im linken Abkürzungsdschungel). 
»Dritte Welt« – das ist doch Schnee aus dem 
letzten Jahrtausend. Die Recherche ergibt, dass 
1968 »Dritte Welt« ein positiv besetzter Begriff 
war. Geprägt wurde er vom französischen Histo­
riker Alfred Sauvy. Er verwendete ihn analog 
zum Begriff des Dritten Standes, der vor der 
Französischen Revolution rechtlos war, obwohl 
die Mehrheit der Bevölkerung ihm angehörte. 
Der antikoloniale Theoretiker Frantz Fanon 
popularisierte den Begriff.

Erst später wurde die »Dritte Welt« zum Syno­
nym für die sogenannten Entwicklungsländer 
und der Begriff häufig in hierarchischer Weise 
gebraucht, mit dem Gegenpol einer bereits 
entwickelten, überlegenen Ersten Welt. Wieso 
gab es dann keine Umbenennung der ADW? 
Weil man an der ursprünglich herrschaftskriti­
schen Bedeutung des Begriffes festhalten wollte 
– ein Relikt aus der Anfangszeit. Und auch aus 
Ermangelung eines passenderen Begriffes. Der 
Euphemismus von der »Einen Welt« geht dem 
iz3w jedenfalls bis heute nicht über die Lippen.

Handgemacht

Blättern wir in der ersten Ausgabe der 
Zeitschrift, geht das Staunen weiter. Die im 

Dezember 1970 erstmals erschienenen »blätter 
des iz3w« sind tatsächlich genau das: Blätter, 
auf Schreibmaschine getippt, zusammen geta­
ckert und so richtig DIY (Do it yourself). Kaum 
vorstellbar, wie sich Menschen damals tagelang 
zum Schnipseln und Kleben getroffen haben. 
Ästhetisch waren die »Blätter« nicht gerade 
bestechend, es ging um den Inhalt. Aber auch 
der ist aus heutiger Sicht eher schwer zu ertra­
gen. Die Artikel sind zwar böse gegenüber »den 
Herrschenden«, gleichzeitig aber brav unterteilt 
in erstens Vorbemerkungen, zweitens Analyse, 
drittens Exkurs und so weiter. Dazu ellenlang 
und mit Fußnoten gespickt, besonders die 
Schlaftablettenanalysen zu weltwirtschaftlichen 
Zusammenhängen.

Selbstreflexion

Ab Beginn der 1980er reflektiert das iz3w 
verstärkt die eigene Geschichte. In einer Selbst­
darstellung ist zu lesen, dass der Lobbyansatz der 
Anfangsjahre eine ›Ent-Täuschung‹ war und man 
sich aktuell vor allem auf zwei Aspekte konzen­
triere: die »materielle und propagandistische« 
Unterstützung der nationalen Befreiungskämpfe 
und umfassende Ideologiekritik am Bewusstsein 
der westdeutschen Bevölkerung. Diese Arbeit 
findet vor allem in den Blättern statt, die Anfang 
der 1980er die Hauptarbeit des iz3w ausma­
chen und in einer Auflage von 7.000 Exemplaren 
erscheinen (auch davon kann man heute nur 
träumen). Betont wird die eigene Unabhängig­
keit und dass die Blätter einen Vorteil hätten, 

»den nur wenige im linken Blätterwald noch 
haben: man weiß nicht immer schon ganz genau 
(…) was drinstehen wird«.

Innovationen

Der Fortbestand des iz3w bis heute ist sicher­
lich den Veränderungen zu verdanken, die es 
in den 1990ern durchgemacht hat. Fundierte 
Ideologiekritik und kritische Selbstreflexion der 
eigenen Ansätze lösten den dogmatischen Wahr­
heitsanspruch ab. Strömungen wie Antiimperi­
alismus, Antizionismus und Antiamerikanismus 
wurden in Frage gestellt. Die bedingungslose 
Solidarität mit nationalen Befreiungsbewegun­
gen, die sich in vielen Ländern zu autoritären 
Staatsapparaten entwickelt hatten, fand im iz3w 
ihr Ende.

Ersetzt wurde sie durch eine umfassende 
Kritik an sämtlichen nationalistischen Konzep­
ten. Das bedeutete auch, dass die Kritik an Kultu­
ralisierung und Exotismen intensiver behandelt 
wurde. Vermehrt flossen Postcolonial und 
Cultural Studies sowie Gender Studies in die 
Arbeit ein und zeigten neue Perspektiven auf. In 
den 1990ern war die Beschäftigung mit diesen 
Ansätzen ziemlich innovativ, denn erst ab den 
2000ern erhielten diese Perspektiven ihre eige­
nen Lehrstühle. Charakteristisch für das iz3w 
in den 1990ern waren vor allem die intensiven 
Diskussionen um diese neuen Sichtweisen. Aber 
auch andere, teils konkurrierende Ansätze wie 
Wertkritik oder Ideologiekritik entlang der Kriti­
schen Theorie wurden stark rezipiert. 

Weiter gegen den Strom

Für uns als »Nachwuchsgeneration« hat es etwas 
Schönes und Beruhigendes, Teil eines Ladens 
zu sein, der schon so lange existiert. In Zeiten, 
in denen so viele linke Projekte kurzlebig sind, 
schöpft man die Hoffnung, dass Ideen durchaus 
mit der Zeit gehen können, ohne unterzugehen.

Liebe iz3w, du hast krude Entwicklungen 
durchgemacht in deinen 50 Jahren. Wir wissen 
nicht, ob wir dein zwei- oder 15-jähriges Ich so 
gerne gemocht hätten. Aber wessen Politisie­
rung und Entwicklung ist schon ohne Brüche? 
Wie viele halten so lange durch? Wir jeden­
falls wünschen dir alles Liebe und dass du nie 
verlernst, gegen den Strom zu schwimmen! Und 
wir wünschen dir, dass die Krallen der Altersar­
mut von dir ablassen und du in dieser Hinsicht 
entspannte Jahre vor dir hast. 

SCHWERPUNKT EIGENE MEDIEN

FREIBURG: INFORMATIONSZENTRUM 3. WELT SEIT 1968 

Blick auf 50 Jahre iz3w

p Das aktuelle Team des iz3w    		   										                Foto: Alexandra Heneka

FESTE UND VER ANSTALTUNGEN ZUM Iz3w-JUBIL ÄUM

50 Jahre Unerhörtes 

p Die erste Ausgabe der »Blätter des iz3w«: schwarz/

weiß, mit Schreibmaschine getippt, geklebt und zusam-

men getackert. Unten die aktuelle Ausgabe: farbig illus-

trierte 52 Seiten, mit dem Schwerpunktthema »Presse-

freiheit«                  			        Fotos: iz3w



12  CONTRASTE APRIL 2018

Anfang März ließ der scheidende Bundesin-
nenminister de Maizière den größten kurdi-
schen Verlag im deutschsprachigen Raum von 
der Polizei durchsuchen und räumen. Nach 
der Groß-Razzia beim Mezopotamien-Verlag 

in Neuss warfen kurdische Organisationen der 
Bundesregierung vor, dass sie sich auf »politisch 
entwürdigende Weise« einem Unrechtsregime 
andiene. Politische Beobachter sprechen von 
»türkischen Zuständen in Deutschland«. Einige 
Verlage und Buchhandlungen haben eine Soli-
daritätserklärung mit dem betroffenen Verlag 
veröffentlicht.

PETER STREIFF, REDAKTION STUTTGART

Kurz nach Abreise der türkischen Regie­
rungsvertreter aus Berlin startete die dreitä­
gige Groß-Razzia in Neuss – sozusagen ein 
Abschiedsgeschenk von de Maizière an das 
türkische Regime. Neben dem Mezopotamien 
Verlag war auch der Musikverlag Mir Multi­
media betroffen, der laut der Journalistin Elke 
Dangeleit eine der wichtigsten Einrichtungen 
für kurdische Musik sei. Insgesamt transpor­
tierten mehrere LKW beschlagnahmte Bücher, 
Musikalben, das Archiv und das Studioinventar 
des Buchverlages und des Musikverlages ab. 
Auch Weltliteratur von Tolstoi, Stefan Zweig, 
Eduardo Galeano und Jack London seien 
beschlagnahmt worden.

Wie der AZADI-Rechtshilfefonds für KurdIn­
nen in Deutschland berichtet, habe es »laut 
Durchsuchungsbeschluss einen lebhaften 
Schriftwechsel zwischen Bundesinnenministe­
rium, LKA und dem CDU-geführten NRW-Innen­
ministerium« gegeben, um die Durchführung der 
Razzien sicherzustellen. 

Für Elke Dangeleit ist »ein solch massives 
Vorgehen gegen politisch nicht gewollte Buch­
verlage wohl einzigartig seit Bestehen der 
Bundesrepublik und wirft ein beschämendes 
Licht auf den Zustand unserer Demokratie.«

Einige Verlage und Buchhandlungen erklärten 

sich kurz nach der Hausdurchsuchung solida­
risch mit dem Mezopotamien Verlag:

Solidaritätserklärung 

Vom 8. bis 10. März wurden die Räumlichkei­
ten des Mezopotamien Verlages und des unter 
gleicher Adresse firmierenden Musikvertriebs 
Mir Multimedia in Neuss durchsucht. Mindes­
tens sieben LKW-Ladungen Material wurden 
von der Polizei abtransportiert. Laut Presse­
mitteilung des Bundesinnenministeriums vom 
8.3.2018 wird den Firmen vorgeworfen, »mit 
den von ihnen vertriebenen Produkten den orga­
nisatorischen Zusammenhalt der in Deutschland 
verbotenen PKK zu unterstützen«. Beide Firmen 
seien »in Tateinheit […] dringend verdächtig, 
sich gegen den Gedanken der Völkerverstän­
digung gem. Art. 9 Abs. 2 GG zu richten: Ihre 
gesamte Geschäftstätigkeit unterstützt mit der 
PKK eine Organisation, die sich ihrerseits gegen 
den Gedanken der Völkerverständigung richtet«.

Wir erklären uns solidarisch mit den von der 
Durchsuchung betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen. Der Mezopotamien Verlag veröffent­
licht in verschiedenen Sprachen Romane wie 
Biographien von Menschen aus der kurdischen 
Bewegung, Bücher zur kurdischen Geschichte 
und zur Verbreitung der kurdischen Sprache 
und v.a. auch zahlreiche Schriften zu Idee und 
Praxis des demokratischen Konföderalismus. Viel 
hat zu dieser Idee der seit 19 Jahren inhaftierte 
PKK-Vorsitzende Abdullah Öcalan beigetragen, 
dessen Schriften ebenfalls im Verlag erschei­
nen. Der demokratische Konföderalismus ist ein 
basisdemokratisches Gesellschaftsmodell, das zur 
Zeit in Nordsyrien aufgebaut wird. Dieses Projekt 
basiert auf der gleichberechtigten gemeinsamen 
Selbstverwaltung aller dort lebenden religiösen 

und ethnischen Gruppen sowie der Durchset­
zung der Geschlechtergerechtigkeit. Es kann 
nicht zuletzt Modell für einen demokratischen 
Aufbau im gesamten Mittleren Osten sein. Wir 
können nicht erkennen, was sich daran gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten soll!

Die Durchsuchung reiht sich ein in die in 
letzter Zeit immer massiver werdenden Repres­
sionen gegen Vertreter*innen der kurdischen 
Bewegung in Deutschland: Verbote von Fahnen 
und Symbolen kurdischer Organisationen, 
immer mehr Demonstrationsverbote, Razzi­
en – Maßnahmen, die ganz offensichtlich im 
Zusammenhang mit der engen politischen 
Verbundenheit zwischen Deutschland und dem 
NATO-Partner Türkei stehen. Verstehen wir es 
richtig, dass nach Meinung der Bundesregierung 
Völkerverständigung so zu funktionieren hat, 
dass üble politische Deals getätigt und Waffen an 
einen Staat geliefert werden, der einen völker­
rechtswidrigen Angriffskrieg führt wie die Türkei 
im nordsyrischen Afrin?

Wir fordern die Rückgabe der beschlagnahm­
ten Materialien, damit der Mezopotamien Verlag 
und der Musikvertrieb Mir Multimedia weiterar­
beiten können. Wir fordern die demokratischen 
Grundrechte der Versammlungs-, Meinungs- und 
Pressefreiheit auch für die kurdischen Menschen 
in Deutschland ein. Und wir fordern den soforti­
gen Stopp von Waffenlieferungen und dass die 
Bundesregierung sich endlich für das sofortige 
Ende der Angriffe auf Afrin einsetzt.

Link zur Erklärung mit Liste der UnterzeichnerInnen: 

http://civaka-azad.org/solidaritaetserklaerung-mit-dem-mez-

opotamien-verlag/ 

Die Contraste-Redaktion unterstützt die Solidaritätserklärung.

AZADI-Pressemitteilung: https://www.nadir.org/nadir/initiativ/

azadi/presse/2018/180310.html 

ANZEIGE
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p Die Polizei sperrt ab: Im Fall des Mezopotamien-Verlag taten sie weit mehr. Sie durchsuchten die Verlagsräume und beschlagnahmten Bücher und Tonträger.    				                     		                       Foto: Privat

NEUSS: GROSS-RAZZIA BEIM MEZOPOTAMIEN-VERLAG

Angriff auf die Meinungs- und Pressefreiheit

  twitter.com/jungewelt    www.facebook.com/junge.welt

Zeit, sich ein 
anderes Bild 
von der Welt 
zu machen.

www.jungewelt.de/probeabo 
Abotelefon: 0 30/53 63 55 84

Jetzt 
drei Wochen 

gratis lesen!
Muss nicht abbestellt werden. Endet automatisch.
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Die »Roya de Cafe« (Kaffee-Rost) ist eine 
zyklisch auftretende Pilzkrankheit. Sie 
greift die Blätter der Kaffeepflanzen an 
und führte in den letzten Jahren zu erheb-
lichen Ernteverlusten. Die Kaffee-Koope-
rativen in den betroffenen Ländern gehen 
unterschiedlich mit der für sie existenz-
bedrohenden Erkrankung der Pflanzen 
um. Begünstigt wurde seine Verbreitung 
durch Phänomene des Klimawandels wie 
den Niña-Effekt, Temperaturanstieg, Star-
kregen und starke Winde. Ausgehend von 
Südamerika verbreitete sich der Roya-Pilz 
(Hemileia Vastatrix) mit hoher Geschwin-
digkeit. Viele Kooperativen müssen nun 
neue Wege in der Bewirtschaftung ihrer 
Plantagen gehen.

JAN BRAUNHOLZ, 

KAFFEEKAMPAGNE EL SALVADOR UND MEXIKO

Die Gesamternte in Mexiko brach 
von ehemals 6,2 Millionen Sack im 
Jahr 1999/2000 auf 2,2 Millionen Sack 
im Jahr 2015/16 zusammen. Neben 
dem Pilzbefall waren  der Preisverfall 
und die zurückgehende Anbaufläche 
um 82.000 Hektar Gründe für den 
Rückgang bei den Ernten. Mexiko war 
einmal der größte Bio-Anbieter auf dem 
Kaffeeweltmarkt. Doch gerade der klein­
bäuerliche und kooperative Bio-Anbau 
war aufgrund mangelnder Maßnahmen 
gegen den Roya-Pilz besonders heftig 
betroffen. Auch die Agrarbehörde 
SAGARPA reagierte nur langsam und 
forcierte zusammen mit der Kaffeefir­
ma AMSA, die für Nestlé einkauft, den 
Anbau von resistenten Sarchimor- und 
Marsellesa-Varietäten. Sie sind aber für 
den gehobenen Markt nicht geeignet. 
Dadurch werden die Anbauer in die 
Hände von AMSA und damit von Nestlé 
getrieben, also in den niedrigpreisigen 
Markt. Die Anbauer können dadurch 
nicht einmal ihre Investitionskosten 
wieder reinholen! Laut der Zertifizie­
rungsorganisation CERTIMEX wurden 
außerdem diverse Roya-Bekämpfungs­
pakete verteilt, die aber nicht für den 
Bio-Anbau zugelassen sind. Einige 
Kooperativen-Verbände haben mit 
homöopathischen Mitteln Erfolge erzie­
len können.CERTIMEX bietet entspre­
chende Kurse an. Die Kooperativen in 
Chiapas haben damit ihren Anbau zum 
Teil stabilisieren können.

Kaffeeanbaukrise als Chance

Die Hauptwelle der Verbreitung 
des Roya-Pilzes geht weiter in Rich­

tung Norden und hat etwa im Gebiet 
Córdoba im Bundesstaat Veracruz 
komplette Ernten und Anbaue 
zerstört. In Oaxaca beginnt man 
bei der Kooperative »Michiza Yeni 
Navan« mit der kompletten Renovie­
rung der überalterten Plantagen, den 
sogenannten Cafetales. So werden in 
der Sierra Norte im Ort San Miguel 
Yotao und Tenatze mit Unterstützung 
eines Technikers von der Universität 
UNAM Chapingo (Veracruz) diverse 
neue Arabica-Sorten in unterschied­
lichen Höhenlagen getestet: In der 
unteren Zone bis 1.200 Meter sind das 
Geisha, Kaffa, Bourbon, Oro Azteca, 
Colombia, Costa Rica, Sarchimor; in 
der oberen Zone ab 1.200 Meter sind 
es Geisha, Bourbon, Kaffa, Caturra, 
Criollo, Mondo Novo, Fruto Cuad­
rado, Pacamara. Und in der unters­
ten heißen Zone wird nun verstärkt 
Kakao, Pfeffer und Zimt angebaut. 
Außerdem gibt es eine Regenwür­
merzucht und vermehrte Düngung. 

Der Techniker von Chapingo ist der 
Ansicht, dass die Roya-Krise auch eine 
Chance für die Kaffeebauern sei: Sie 
würden nun, statt nur Kaffee zu pflü­
cken, auch mehr über Anbautechnik 
und Agrarökologie lernen. Ähnliches 
sagt auch der Experte von CERTIMEX, 
denn im Bio-Anbau gibt es eigent­
lich nur ein zugelassenes Spritzmit­
tel, das vom Weinbau her bekannte 
Kupfersulfat, auch »Bordeaux-Brühe« 
genannt. Oder eben homöopathische 
Mittel,  Mikro-Organismen sowie 
teure Stabbakterien-Präparate wie 
beispielsweise Royano.

Bei der Kooperative »Cesmach« 
in Jaltengo, Chiapas, hat man mit 
homöopathischen Mitteln Erfolge 
erzielen können. Ebenso bei den 
Kooperativen »San Fernando«, »Maya 
Vinic« und »Tzeltal-Tzotzil« im Hoch­
land von Chiapas. Einige Kooperati­
ven, wie etwa  »J´Amtelitik« haben 
es jedoch nicht geschafft und mussten 
schließen. 

Zapatistische Kooperativen

In den meist zapatistisch gepräg­
ten Gemeinden wurden ebenfalls 
neue Arabica-Varietäten getestet: 
Catimor, Guarnica, Oro Azteco, 
Costa Rica 95 und Geisha. Die zapa­
tistischen Kooperativen haben davon 
profitiert, schließlich litten sie beson­
ders unter dem Roya-Befall, weil sie 
jegliche staatliche Hilfe ablehnen. Die 

»Juntas de Buen Gobierno« schätz­
ten die Roya-Pest am Anfang völlig 
falsch ein. Das Problem wurde einfach 
weggewischt – mit der Folge, dass 
es zu heftigen Ernteverlusten kam. 
Inzwischen hat sich aber auch hier die 
Situation verbessert und dieses Jahr 
wird es zu neuen Exporten in neue 
Strukturen kommen. 

Klimawandel und Agrarökologie 
waren entsprechend Thema auf dem 
zapatistischen Kongress »Con Ciencias 
por la Humanidad« in San Cristobal 
im Dezember 2017. Es gab diverse 
Vorträge von US Wissenschaftler*in­
nen, die über den Strukturwandel in 
der Lebensmittelproduktion und den 
Klimawandelfolgen im Maisanbau 
Mexikos referierten. Die Problematik 
und deren Folgen sind dieselben wie 
im Kaffeeanbau: Sie sind eine der 
Hauptgründe für die weiter anstei­
gende Migration in die großen Städte 
und in die USA.

Kooperativen in El Salvador

In El Salvador sind die Bio-An­
bauer ebenfalls stark betroffen. Es 
gab Ernterückgänge von 80 bis 90 
Prozent. Einige Kooperativen, wie 
etwa »Santa Adelaida«, fingen wieder 
an zu spritzen und gaben dem Bio-An­
bau die Schuld an dem Roya-Desaster. 

Auch die Hauptlieferkooperative 
»Las Lajas« für den Biokaffee »La 
Cortadora« ist vom Roya betroffen. 
Auch bei ihnen sind die überalter­
ten Cafetales, die nun mühsam mit 
teuren Krediten renoviert werden 
müssen, ein großes Problem. Die 
Renovierung eines Hektars kostet 
etwa 6000 US-Dollar. Das Rsisko 
von Überschuldung ist hoch. Selbst 
Oikokredit, ein alternativer Kreditge­

ber, lehnte deshalb die Förderung ab: 
Die Aussichten seien zu schlecht. 20 
bis 25 Jahre wird es nach Aussagen 
von »Las Lajas« dauern, bis sie wieder 
auf ihre alte Exportrate von 25 bis 30 
Containern kommt. Zurzeit sind es 
nur drei bis vier! Immerhin wird seit 
2013 renoviert und 292 Manzanas (1 
Manzana = 0,7 Hektar) wurden bis 
2017 unter anderem mit Pacas und 
der resistenten Sorte Cuscatleco neu 
bepflanzt. 

Bei der Kooperative »Acproa« im 
Norden El Salvadors geht man einen 
anderen Weg. Sie wollen konventio­
nell produzieren. Sie finden die neuen 
resistenten Sorten, wie Cuscatleco,S­
archimor, Catimor, Lempira aber zu 
schlecht von der Qualität und vom 
Geschmack her. Sie setzen auf Bour­
bon, Pacamara, Pacas und Geisha. 
Viel versprechen sie sich von einer 
neuen Kreuzung aus Guatemala 
zwischen Sarchimor und Pacamara: 
Café Catorce.

Die Nachbarkooperative »Agasaca­
re« geht den anderen Weg Richtung 
Bioproduktion: Sie setzt auf Ecobe­
neficio, also auf Kaffeeverarbeitung 
mit reduziertem Wasserverbrauch. 
Die Abwässer werden weitergenutzt 
für die Bocashi-Pilz-Produktion. Im 
Moment suchen sie nach einer Finan­
zierung für die Bio-Zertifizierung. 
Beide Kooperativen sind Teil des 
Netzwerks »Redaprodare« im Natur­
park Montecristo, das seit Januar 
2018 mit dem »Naturpark Bayrischer 
Wald« ein Partnerschaftsprojekt zur 
Borkenkäferbekämpfung unterhält. 
Auch eine Rösterei ist Teil davon; sie 
nimmt der Kooperative »Agasacare« 
einen Teil der Ernte ab. Sobald sie Bio 
zertifiziert ist, kann sie auch Teil des 
»Café La Cortadora« werden. Erfolg­

versprechend ist auch das Projekt 
»Bioamigo«, bei dem Biodünger und 
-pestizide mit finanzieller Förderung 
aus Deutschland und technischer 
Unterstützung aus Kuba hergestellt 
und vertrieben werden.

Pilzmutation in Honduras

In Honduras schließlich ist der 
Kaffeeanbau stark gefördert worden, 
so dass das Land mittlerweile neben 
Peru einer der Hauptanbieter für 
Bio-Kaffee ist. Aber ausgerechnet 
bei der resistenten Sorte Lempira 90 
macht sich im Departement Olan­
cho seit Mitte 2017 eine Abart des 
Roya-Pilzes breit. Die Anbauer von 
Marcala, das nah an der Grenze zu 
El Salvador liegt, sind gewarnt und 
bereiten sich auf Schlimmeres vor. 
Ein Teil des »Café La Cortadora« 
kommt von der dortigen Koopera­
tive »Combrifol«. Jan Braunholz ist 
Dokumentarfilmer und Kaffeeröster 
und Grader/Catador und arbeitet in  
Frankfurt am Main.

Jan Braunholz ist Dokumentarfilmer und 

Kaffee-röster und Grader/Catador und arbeitet in  

Frankfurt am Main. 

Mehr Infos unter:

Contraste Nr. 396/7, Juli/August 2017, »Adiós 

Kaffee-Arabica«

Ila-Beilage Kaffeeklatsch Nr. 37: 

»Adiós Arabica«   

www.cafe-cortadora.de

El Salvadors Kooperativen:  

www.cafe-cortadora.de

Zapatistischer Kongress bei Enlace Zapatista: 

http://enlacezapatista.ezln.org.mx/ 

(auf spanisch)

BIOTONNE

ANZEIGE

REAKTIONEN DER KAFFEE-KOOPERATIVEN AUF KLIMAWANDELFOLGEN IM KAFFEEANBAU

Reise durch's Roya-Land

p Trockenflächefläche in El Salvador: Zwei Kaffeebauern schichten die Bohnen um.  	                                 Foto: xanpictures p Sierra Norte im Ort San Miguel Yotao und Tenatze werden mit Unterstützung eines Technikers der Uni UNAM Cha-

pingo/Veracruz diverse neue Arabica-Varietäten in unterschiedlichen Höhenlagen getestet	      Foto: xanpictures
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Die von Else Laudan betreute Ariad­
ne-Krimireihe hat ihren Platz in den 
Räumen seriöser Kriminalliteratur 
längst eingenommen. Die Krimis, die 
hier erscheinen, sind sozialkritisch, 
decken politische Machenschaften 
auf. Die recherchierenden Kriminal­
kommissar_innen entsprechen nicht 
dem Typ des makellosen Helden, 
sondern sind vielfach ausgeflipp­
te Figuren, die selbst am Rand der 
Gesellschaft dahin floaten.

An dieser Stelle seien drei Krimis 
vorgestellt, die 2017 erschienen sind. 
Alle behandeln das Thema Ausbeu­
tung beziehungsweise sexueller Miss­
brauch von Kindern und Jugendlichen. 

Herausragend in Qualität und 
Spannung ist »Gewaltkette« von 
Anita Nair, wo es um Kinderraub 
und -versklavung geht. Wegen der 
vielen indischen Namen bedeutet es 
einige Überwindung, sich einzulesen. 
Ist das geschafft erwartet einen eine 

spannende, mitreißende Geschichte, 
die einfühlsam durch die dunklen 
Gefilde Indiens streift. Dabei hat es 
der amtierende Kommissar, der an 
der Beziehung zu zwei Frauen leidet, 
schwer, den roten Faden zu finden. 
Letztlich aber siegt die Gerechtig­
keit. Die Autorin verzichtet auf eine 
krasse schwarz-weiß-Malerei, den 
abgrundtief Bösen und den abgrund­
tief Guten findet man in diesem Buch 
nicht. Selbst der Kopf des Übels trägt 
menschliche Züge, wenn er ohne auf 
sich selbst zu achten, alles für seine 
behinderte Frau unternimmt, um ihr 
ein Leben in Wohlstand zu ermög­
lichen. Interessant auch eine unge­
wöhnliche Auslegung der Bhagavad 
Gita, die einem Jungen, Täter und 
Opfer in einer Person, schließlich 
den Weg zu einem besseren, selbstbe­
wussten Leben eröffnet und ihm den 
Mut einflößt, als Zeuge die Kinder­
händler bloßzustellen.

Skurril hingegen der englische 
Hit »Krokodile und edle Ziele« von 
Liza Cody. Auch hier geht es um die 
Rettung eines missbrauchten Jungen. 
Hauptfigur Angela May, eben aus 
dem Knast entlassen, robbt durch 
die untersten Etagen der Gesell­
schaft, lebt von einem Moment zum 
nächsten, chronisch auf der Flucht 
vor der Polizei und vor Sozialarbei­
tern und immer auf der Suche nach 
Wein. Die Autorin versteht es, die 
Geschichte sehr amüsant zu gestalten, 
es ist immer etwas los am Rande der 
Gesellschaft und Leser_in erhält den 
Eindruck, dass es auf dem untersten 
Ende der sozialen Leiter eigentlich 
mächtig lustig und heiter zugeht. Ein 
Eindruck, den Cody vermutlich nicht 
hervorrufen wollte.

Last but not least landen wir in 
Deutschland und begegnen dort 
dem Krimi »Alles so hell da vorne« 
von Monika Geier, die die Mädchen­

prostitution aufs Korn nimmt. Geier 
ist mit acht Publikationen Teil des 
Urgesteins von Ariadne. Ihr Roman ist 
mitreißend, er sprudelt über von der 
Realität des modernen Lebens, von 
Alltagsstress, der lieben Not mit den 
Kindern, während man gleichzeitig 
arbeiten soll. Die Autorin zeichnet ein 
differenziertes Bild der Polizei, lässt 
ihre Kommissarin Bettina Boll unkon­
ventionell und eigenwillig ermitteln 
und keine Frage: Die lockere Frau 
löst den Fall und steckt ihre männ­
lichen Kollegen in die Hosentasche 
und in ihr schrottreifes Auto. Leser_in 
wird schnell in eine vertraute Welt 
aufgenommen, der Roman spiegelt 
Alltagsgeschichte und verdichtet 
die Handlung zu einer spannenden 
Lese-Hochschaubahn-Fahrt.

Anita Nair: Gewaltkette. Ariadne im Argument Verlag.

Liza Cody: Krokodile und edle Ziele. Ariadne im 

Argument Verlag.

Monika Geier: Alles so hell da vorne. Ariadne im 

Argument Verlag.

Keine Subventionen. Kein Geld. Die 
Kleinkunstszene in der Steiermark ist 
erfolgreich ausgeblutet worden. Dank 
neoliberaler Politik. Doch die Tanz- und 
Ausdruckspädagogin und Lebensbera-
terin Angela Buschenreiter ließ sich nicht 
entmutigen. Nachdem sie über die Jahr-
zehnte in Kooperation mit Jugendlichen 
18 Bühnenproduktionen verwirklicht 
hatte (Bühne Authentic - Impuls Aus-
see), die nicht nur im heimatlichen Bad 
Aussee, sondern auch in etlichen öster-
reichischen Großstädten in Theatern und 
Rockhäusern ein begeistertes Publikum 
fanden, ging sie daran, ihren lange ge-
hegten Traum zu verwirklichen: Ein The-
aterstück zu schreiben, das ihre eigene 
Geschichte und die ihrer Mutter teilweise 
reflektierte. So entstand »Anna«.

ROMAN SCHWEIDLENKA, KLAGENFURT

Buschenreiter begeisterte Laien­
schauspieler_innen, die bereits bei der 
»Bühne Authentic« mit von der Partie 
waren, für ihre neue Idee. So entstand 
das zehnköpfige Ensemble »Die 
butterlosen Brote – mehr als Theater«. 
»Butterlose Brote« bezieht sich auf den 
Ausspruch einer gut verdienenden stei­
rischen Landesrätin, die meinte, »wir 
alle haben in den letzten Jahren zu viel 
Butter aufs Brot geschmiert.« Womit 
Sparmaßnahmen gerechtfertigt werden 
sollten, ungeachtet der Tatsache, dass 
nur eine reiche Oberschicht tatsächlich 
zu viel Butter auf ihr Brot schmierte.

Ein Stück Zeitgeschichte

»Anna« ist ein Stück österreichischer 
Zeitgeschichte. Die Handlung beginnt 
im Burgenland in den dreißiger Jahren, 
spricht das karge, mühevolle bäuerliche 
Leben und die folgende Zeit des Nati­
onalsozialismus an. Nach dem Krieg 
verweigert sich die junge Anna dem 
elterlichen Schuften am Hof und zieht 
nach Wien, wo sie als Stubenmädchen 
in einer Diplomatenfamilie einen Job 
bekommt. Tatsächlich gingen in jener 
Zeit viele junge Mädchen diesen Weg 
vom Land in die Stadt. Da die Ehe 
der Diplomaten zerbricht, wandert 
Anna samt Diplomatengattin in das 
anrüchige Kaffeehaus Sokrates, einem 
Treffpunkt von Linken, Arbeitern und 
mutigen Frauen. Die Staatspolizei 
kontrolliert das Lokal. Der erste Teil 
des Stücks zeigt blitzlichtartig Armut, 
Hoffnung auf ein besseres Leben und 
den Kampf einer volksverbundenen, 

ideologisch wenig gebildeten Linken für 
eine bessere Gesellschaft. Antikriegssze­
nen erzeugen beklemmende Spannung.

Turbulente 70er

Der zweite Teil behandelt die Zeit 
von 1968 bis zu jener legendären 
Volksabstimmung, in der die Österrei­
cher das AKW Zwentendorf verhinder­
ten. Einbettet in die Geschichte einer 
Jugendclique, der Anna und ihren 
Freunden nachfolgenden Generation, 
bestehend aus Linken und Hippies, 
rauschen die turbulenten siebziger 
Jahre über die Bühne. Ohne Idealisie­
rungen wird die damalige bunte, rebel­
lische Jugendkultur wieder lebendig.  

Zugleich werden braune Regungen in 
der österreichischen Politik die siebzi­
ger Jahre angesprochen, nicht zuletzt 
symbolisiert durch eine keppelnde 
Mieterin, die ihre BdM-Ideale gegen 
Hippietum und linke Utopien ins Feld 
führt. »Anna«: Ein Statement für die 
Möglichkeiten zur Veränderung und 
die Liebe zum Leben; für den Mut, zu 
sich selbst zu stehen.

Der Hund Fin

»Anna« vermengt ansprechend zeit­
geschichtliche Informationen mit zahl­
reichen Tanzeinlagen und viel Humor. 
Zwei Polizisten werden zu gar nicht 
nach strammer Ordnung riechenden 

Figuren, die die Lacher auf ihrer Seite 
haben. Buschenreiter integriert auch 
den Hund Fin, eine literarische Schöp­
fung des Literaten Michael Benaglio, in 
ihr Stück. Fin, ein mit vielen Wassern 
gewaschener schlauer Hund, der 
zugleich gelehrter Professor ist und von 
einem der Polizisten wegen aufrühreri­
scher politischer Reden im Park verhaf­
tet wird. Mit Fin betritt, gekonnt in die 
Handlung eingeschleust, ein surrea­
listisches Element das Theaterstück. 
Benaglio spielt dabei seine Kreation Fin.

Kleines Budget, große Wirkung

Mit geringsten Mitteln ausge­
stattet, konnte »Anna« dank dem 

Engagement der Beteiligten verwirk­
licht werden. Großer Wert wurde 
auf die authentische Bekleidung der 
Schauspieler_innen gelegt, ein Stück, 
»dessen Inszenierung nicht zuletzt 
durch großartige Bühneneffekte, 
die in ihrer Kargheit unübertroffen 
sind, fasziniert«, wie die Literatur­
kritikerin und Schriftstellerin Lilo 
Alberti anmerkte. Das Ennstaler 
Cultur-Centrum-Wolkenstein stellte 
seine Räumlichkeiten für Probe und 
Uraufführung kostenlos zur Verfü­
gung. Weitere Auftritte folgten in 
Wien, am 19. Mai ist »Anna« in Salz­
burg zu sehen. Nur im Burgenland, 
der Ur-Heimat der Anna, konnte 
keine Bühne gefunden werden.

KUNST UND KULTUR

EIN THEATERSTÜCK AUS DEM KREATIVEN UNDERGROUND

»ANNA«

DER POLITISCHE KRIMI

Ariadne im Dreierpack
Gesellschaftskritik im Literaturformat - Eine Contrasteserie von Roman Schweidlenka 

p Szene aus dem Theaterstück Anna.                	    										                    Foto: Jaqueline Korber
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»SIRENEN-SERVER« AUS DEM 
SILICON VALLEY

Marxkenner, Kapitalismusdeuter, 
Digitalisierungsfachmann, Schön­
schreiber, Widerspruchsaufdecker, 
Alternativenkritiker – dies sind nur 
einige der Rollen und Fähigkeiten von 
Timo Daum, die sich in seiner neusten 
Veröffentlichung »Das Kapital sind wir. 
Zur Kritik der digitalen Ökonomie« 
widerspiegeln. Das Buch ist angenehm 
lesbar geschrieben und beleuchtet 
die Thematik aus vielen Blickwinkeln 
und mit breiter Literaturkenntnis. Das 
vorweggenommene Resümee: Ein 
sehr empfehlenswerter Einstieg in das 
Thema »Digitaler Kapitalismus«.

Mittlerweile gehört es zu den 
Binsenweisheiten: Internet-Monopo­
le sind allgegenwärtig. Sie verfolgen 
nicht mehr die Aufgabe einer fabrik­
mäßigen Herstellung von Waren 
und deren Verkauf. Ihre wichtigsten 
Grundlagen für die Anhäufung von 
Macht und Kapital liegen in der Orga­
nisation des Zugangs zu Wissen und 
Information. Entsprechend kartieren 
sie die ganze Erde, helfen uns jeden 
Weg zu finden, organisieren unse­
re Freundschaften, vermitteln uns 
Reisen, Autofahrten und Unterkünfte. 
Algorithmen werden zur wichtigsten 
Maschine, Daten zum essenziellen 
Rohstoff und Informationen zur Ware 
Nummer eins.

Bei der Beschreibung der verschie­
densten Phänomene überschüttet 
Daum seine Leserinnen und Leser 
mit ständig neuen Wechselbädern 
der Gefühle. Zum einen bekommt 
der Kapitalismus ein friedvolleres 
Gesicht, indem lebendige Arbeit 
immer weniger direkt ausgebeutet 
wird. Sie statten unsere schöne neue 
Welt mit Annehmlichkeiten aus, auf 
die der Einzelne nicht mehr verzich­
teten möchte. Im Gegenzug kommen 
wir in neue Abhängigkeiten. Und 
wir, die User, bescheren ihnen mit 
unseren Aktivitäten auf den digitalen 
Plattformen exponentielles Wachstum 
verbunden mit hohen Renditen. 

Für Daum greift Kritik, die auf 
Datensammelwut oder Zersplitterung 
von Arbeitsverhältnissen fokussiert, 
zu kurz. Nach seiner Einschätzung 
wird der digitale Kapitalismus allzu 
oft vom Standpunkt des Vor-Digita­
len aus problematisiert. Technik- und 
Innovationsfeindlichkeit werden aus 
seiner Sicht zum »Geburtshelfer« von 
Fehleinschätzungen. Prophezeiungen, 
in einer Null-Grenzkosten-Ökono­
mie mit ihrer umfangreichen, leicht 
vervielfältigbaren und damit offen 
zugänglichen Wissensproduktion 
komme der Kapitalismus endgültig 
an seine Grenzen, widerlegt er.

Die Leichtigkeit, mit der Daum jede 
Alternative zerpflückt, jede Gegen­
bewegung als ausweglos aufzeigt, 
Hoffnung auf Selbstvernichtung des 
Kapitalismus durch Aufzeigen der 
schon absehbaren Schritte jegliche 
Grundlage entzieht, wirkt allerdings 
irgendwann ermüdend. Definitionen, 
Aufzeigen von tiefergehenden Zusam­
menhängen und eine theoretisch-kon­
zeptionelle Analyse kommen ebenso 
zu kurz wie das Nutzen empirisch 
fundierter Grundlagen. Letztlich bleibt 
der Stil von Daum zu essayistisch.

Burghard Flieger

Timo Daum: Das Kapital sind wir. Zur Kritik der 

digitalen Ökonomie, Edition Nautilus, Hamburg 

2017, 272 Seiten, 18 Euro

DEBATTENBEITRÄGE ZU 
MILITARISIERUNG UND 

FRIEDEN

16 Jahre und 27 Ausgaben des 
Debattenhefts »Widerspruch« liegen 
zwischen dem aktuellen und dem letz­
ten friedenspolitischen Schwerpunkt. 
Während es im Jahr 2002 einen 
unmittelbaren inhaltlichen Bezug zu 
den Anschlägen in New York und dem 
von der US-Regierung ausgerufenen 
Krieg gegen den Terrorismus gab, 
fehlt vor der aktuellen Ausgabe der 
direkte, einmalige Anlass. Stattdes­
sen habe die Redaktion das Thema 
»Militarisierung, Krieg und Frieden« 
in einer Zeit gewählt, »in der sich die 
Vorstellung von großflächigen kriege­
rischen Auseinandersetzungen vom 
Horizont einer entfernten Schreckens­
vision hin zu einem durchaus und 
demnächst Möglichen verschiebt«.

Doch es geht für die RedakteurIn­
nen nicht in erster Linie darum, den 
blutigen Bürger- und Stellvertreter­
krieg in Syrien und im Irak, den hoch­
gerüsteten IS (»Islamischer Staat«) 
oder die Spannungen zwischen den 
NATO-Staaten und Russland in der 
Ukraine zu thematisieren. Verdienst 
des aktuellen »Widerspruch« ist viel­
mehr, die langfristigen politischen 
Entwicklungen aufzuzeigen, die die 
Europäische Union »in Tat und Selbst­
verständnis zunehmend von einem 
solidarischen Friedensprojekt zu 
einem Krisenraum wandelt, als dessen 
wesentliches verbindendes Element 
die innere und äußere Sicherheitspo­
litik verbleibt«.

Rückblickend bezeichnet die Wider­
spruch-Redaktion den Beginn des 
Irak-Kriegs als »eklatante Niederla­
ge« für die globale Friedensbewe­
gung, sie sei geradezu »paralysiert« 
– auch aufgrund dessen, dass »die 
völkerrechtliche Basis der UNO 
weiter erschüttert« werde. Wie ein 
roter Faden zieht sich daher die Frage 
durch die aktuelle Ausgabe, wo es 
denn »heute Ansätze und Bewegun­
gen für den Frieden« gibt. Insgesamt 
zwölf Beiträge verschiedener Autorin­
nen und Autoren beleuchten unter­
schiedliche Facetten des Themas: Auf 
institutioneller Ebene geht es dabei 
sowohl um die Erfolge des Atom­
waffensperrvertrags als auch um die 
Aufrüstung und Beschneidung von 
BürgerInnenrechten in den Ländern 
Europas.

Die Mehrheit der Beiträge beschrei­
ben jedoch konkrete, lokale Frie­
densprojekte wie den Einbezug des 
Wissens basispolitischer Organisa­
tionen beim Staatsaufbau in Afgha­
nistan oder die Beteiligung zivil­
gesellschaftlicher Gruppen beim 
Friedensabkommen im Kolumbien. 
Bemerkenswert ist, dass die Hälfte der 
Widerspruch-AutorInnen Frauen sind 
und die Debatte um die Resolution 
des UN-Sicherheitsrates zu »Frauen, 
Frieden, Sicherheit« breiten Raum 
einnimmt. Die Resolution fordert, 
dass Frauen als politische Akteurin­
nen gleichberechtigt auf allen Ebenen 
von Friedensprozessen eingebunden 
werden müssen.

Insgesamt ein gelungenes Heft, 
das viele Aspekte friedenspolitischer 
Arbeit abseits vom tagesaktuellen 
Geschehen thematisiert

Peter Streiff

Widerspruch 70 – Militarisierung, Krieg und 

Frieden. Beiträge für eine sozialistische Politik; 

Rotpunktverlag, Zürich 2017, 184 Seiten, 18 Euro

TÖDLICHE EXPORTE

Ein Thriller – ja, aber einer mit 
ungeheuer viel Realitätsgehalt. Der 
investigative Spielfilm »Meister des 
Todes« von Daniel Harrich vermittelt 
Hintergrundinformationen zu windi­
gen Waffendeals einer deutschen 
Rüstungsschmiede mit der korrupten 
mexikanischen Regierung – unter 
Umgehung der Waffenexportrichtli­
nien der Bundesregierung, allerdings 
bewusst geduldet von deren Behörden. 
Ähnlichkeiten mit Geschäftspraktiken 
des Schwarzwälder Waffenherstellers 
Heckler & Koch sind nicht dem Zufall 
geschuldet. Vielmehr haben Regis­
seur Harrich und Fachberater Jürgen 
Grässlin, Aktivist der »Aktion Aufschrei 
– Stoppt den Waffenhandel!« peni­
bel recherchiert. Aussteiger aus der 
Waffenfirma haben dabei geholfen. 
Nachzulesen sind die Hintergründe 
in dem Buch »Netzwerk des Todes«. 
Für ein breiteres Publikum, das kaum 
durch Sachbücher oder Informationen 
durch NGOs erreichbar ist, kommt 
der Film gerade recht. 4,5 Millionen 
sahen ihn im Fernsehen. Er erhielt 
den renommierten Grimme-Preis, 
und »amnesty international« verlieh 
dem Streifen den Marler Medienpreis 
Menschenrechte.

Die Story: Ein junger Angestellter 
erlebt, wie unbewaffnete StudentIn­
nen in Mexiko mit den von seiner 
Firma gelieferten Gewehren unter 
Beschuss genommen werden. Eine 
junge Frau verblutet vor seinen 
Augen. Daraufhin stellt er die Verant­
wortlichen zur Rede und kündigt 
seine Mitarbeit auf – nicht ohne bitte­
re Folgen …

Schauspielerisch ist der Film mit 
Heiner Lauterbach, Veronica Ferres 
und Hanno Koffler überzeugend 
besetzt. So wird das »Desaster der 
Zusammenarbeit von Unternehmen 
und Bundesausfuhramt, Bundeswirt­
schaftsministerium und Auswärti­
gem Amt« (Grässlin) zu einem auch 
emotional packenden Drama. Es 
eignet sich auch, gekoppelt mit Origi­
naldokumenten und Interviews mit 
Ex-Mitarbeitern von Heckler & Koch, 
Rechtsanwälten und Friedensfor­
schern über die Verflechtungen von 
Waffenindustrie und Behörden aus 
dem Buch »Netzwerk des Todes«, für 
den Einsatz im Politik-Unterricht. Im 
Frühjahr 2018 soll nun auch endlich 
der Prozess gegen führende Heckler 
& Koch-Mitarbeiter am Landgericht 
Stuttgart eröffnet werden, nachdem 
Grässlin bereits 2010 Strafanzeige 
erstattet hatte. Den H&K-Verant­
wortlichen wird zur Last gelegt, in 
die offensichtlich illegale Lieferung 
von rund 4.500 Sturmgewehren des 
Typs G36 in mexikanische Unruhe­
provinzen involviert gewesen zu sein.

Jahrelang wurde Jürgen Grässlin 
wegen seiner Recherchen mit Prozes­
sen überzogen. Bisher hat er sie alle 
gewonnen.

Ariane Dettloff

»Meister des Todes«. Film von Daniel Harrich. DVD 

12,99 Euro

Jürgen Grässlin, Daniel Harrich und Danuta Har-

rich-Zandberg: Netzwerk des Todes. Blutiger Handel 

– Die kriminellen Verflechtungen von Waffenindust-

rie und Behörden; Wilhelm Heyne Verlag, München 

2015, 384 Seiten, 16,99 Euro

RUSSISCHE REVOLUTION – 
»VON UNTEN«?

Das Buch beeindruckt durch seine 
Materialfülle. Es gelingt den Auto­
rInnen, zahlreiche an sich bekannte 
Fakten unter einem tatsächlich in 
vielen Diskussionen unterschätzten 
Gesichtspunkt auf originelle Art zu 
präsentieren. Zudem werden den 
LeserInnen auf mehr als 150 Seiten 
erstmals Protokolle und Dokumente zu 
den Fabrikkomitees von 1917 in deut­
scher Sprache zugänglich gemacht. Ein 
Abschnitt mit Kurzbiografien wichti­
ger AkteurInnen der hier betrachte­
ten Prozesse rundet das Buch ab. Den 
abstrakten Begriffen »Sowjet« und 
»Selbstorganisation« werden damit 
Leben eingehaucht.

Es zeigt sich, dass es schwierig ist, 
eine Geschichte der Revolution »von 
unten« zu erzählen. Um die Aktio­
nen der ArbeiterInnen verständlich 
zu machen, müssen die AutorInnen 
auch die »großen« Ereignisse, das 
Handeln des Staates, der Parteien und 
der Parteiführungen beleuchten. Die 
Entscheidungs- und Diskussionspro­
zesse in den verschiedenen Organisa­
tionen werden verständlich nachge­
zeichnet. Damit verwandelt sich dieses 
Buch zu einem Spezialthema, zu einem 
Kompendium der russischen Revoluti­
onen. Dieses Herangehen mag Kenne­
rInnen der Materie lästig erscheinen, 
für die Mehrzahl der LeserInnen dürf­
ten die betreffenden Passagen durch­
aus hilfreich und wichtig sein. Dies gilt 
in besonderem Maße für den Versuch, 
den Friedensschluss von Brest-Litow­
sk als entscheidende Weichenstellung 
auch für die Rolle der Fabrikkomitees 
und der Sowjets in der entstehenden 
neuen Gesellschaftsstruktur überhaupt 
darzustellen. Tatsächlich war die 
Auseinandersetzung um die Annahme 
oder Ablehnung der erpresserischen 
Forderungen der Mittelmächte auch 
und vielleicht vor allem lediglich die 
Oberfläche, unter der sich grundle­
gende strategische Differenzen zum 
zukünftigen Charakter der Sowjet­
macht verbargen. Dafür sprechen nicht 
zuletzt die Debatten auf dem II. Partei­
tag der Linken SozialistInnen-Revolu­
tionärInnen, der kurz nach dem Bruch 
mit den Bolschewiki stattfand.

Wenn man eine Kritik anbringen 
wollte, dann die, dass die Entwick­
lung einzelner AkteurInnen, etwa 
Lenins oder auch der Fabrikkomitees 
selbst, doch zu glatt und folgerichtig 
dargestellt wird. Bei aller Sympa­
thie oder Antipathie der einen oder 
anderen Seite gegenüber, sollte doch 
der Widersprüchlichkeit im Handeln 
verschiedener AkteurInnen immer 
Respekt gezollt werden. Bedauerlich 
ist, dass für die Beschreibung des sozi­
alen Profils der russischen ArbeiterIn­
nenklasse zu Beginn des 20. Jahrhun­
derts nicht auf neuere Untersuchungen 
zu diesem Gegenstand aus Russland 
zurückgegriffen wurde. Die Bezugnah­
me auf Trotzki macht dessen Handeln 
verständlich, aber weniger die Realität 
der russischen Arbeitswelt dieser Zeit 
und die entsprechenden Potentiale 
und Grenzen von Selbstorganisation. 
Alles in allem ein empfehlenswertes 
Buch, das zu weiteren Überlegungen, 
etwa zum Zusammenhang von »Arbei­
terfrage« und »Bauernfrage«, anregt.

Lutz Brangsch

Rainer Thomann / Anita Friedetzky: Aufstieg und 

Fall der Arbeitermacht in Russland, Verlag Die 

Buchmacherei, Berlin 2017, 682 Seiten, 24 Euro

BEWEGUNG IN ZÜRICH 
1980/81

Gegen das Packeis! Autonomes 
Jugendzentrum jetzt! Mit diesen – 
und anderen – Parolen  erschüttern 
im Sommer 1980 mitunter militante 
Jugendproteste Zürich. In einem Band 
sind nun 200 Flugblätter aus diesen 
Monaten in Originalgröße chronolo­
gisch dokumentiert.

Unkommerzielle Orte gibt es kaum, 
die Forderung nach unkontrollierten 
Räumen dementsprechend schon 
länger, am 30. Mai 1980 kulminie­
ren sie im legendären Opernhauskra­
wall. Am 28. Juni wird schließlich 
das berühmt-berüchtigte Autonome 
Jugendzentrum (AJZ) eröffnet. Der 
soziale Konflikt geht aber weiter: 
Etliche Demonstrationen mit mehre­
ren tausend Personen finden statt, 
es wird die Einstellung aller Straf­
verfahren gefordert. Das Interesse 
der Behörden an Strafverfolgung ist 
groß, fast tausend Verfahren sind 
vor den Gerichten anhängig. Das 
AJZ wird geschlossen, wiedereröff­
net und schließlich am 23. Februar 
1982 abgerissen. Die Bewegung ist da 
schon am Boden, innerlich gespalten 
und mit den Ereignissen des Herbst 
und Winter 1981/82 im AJZ, wo es 
eine massive Diskussion um Drogen 
und den Umgang mit dort sich 
aufhaltenden AlkoholikerInnen und 
Obdachlosen gibt, überfordert.

Die Flugblätter dokumentieren den 
rebellischen und ironischen Esprit 
der Zeit. Angeregt vom Punk und 
Dadaismus wird eine radikale Auto­
ritäts- und Konsumkritik geübt, wie 
es heute kaum noch üblich ist. Formal 
herrscht Collage und Schnippeläs­
thetik vor, die sich auch gegen die 
trockene, ernste, alte (kommunisti­
sche und sozialdemokratische) Linke 
richtet. Auslöser der Jugendrevolte 
war weniger ein ausgefeiltes theoreti­
sches Konstrukt, sondern der Wunsch 
nach selbstverwalteten, bezahlbaren 
Räumen für Jugendliche. Daraus 
entwickelt sich mittels der Flugblätter 
einerseits ein schneller und flüchtiger 
Schlagabtausch im öffentlichen Raum 
um »die öffentliche Meinung«. Die 
Flugblätter dienen andererseits aber 
auch der Mobilisierung der Bewegung 
nach »innen«. Wobei vielen die öffent­
liche Meinung ganz egal ist, sie inte­
ressiert sie nicht. Im Buch wird es so 
dargestellt, als seien viele der dama­
ligen GestalterInnen Auszubildende 
an verschiedenen Kunst(gewerbe)
schulen gewesen. Die Textbeiträ­
ge stammen alle von erfolgreichen 
DesignerInnen, die in der Regel an 
der Bewegung teilgenommen haben. 
Aus heutiger Sicht schreiben die 
Herausgeber, dass die Jugendbewe­
gung Zürich lebenswerter gemacht 
habe, und entpolitisieren dadurch die 
aktuellen Zustände in der Finanzmet­
ropole und Global City Zürich. Einzige 
Ausnahme ist der Videoaktivist und 
Bewegungsforscher Heinz Nigg, von 
dem ein Text aus einem seiner Bücher 
aus 2001 zweitveröffentlicht wird.

Die Ironie, die Lust am Experiment, 
das Spielerische, das hier wieder sichtbar 
(gemacht) wird, kann heute abermals 
Anregung sein; auch wenn die Zeitum­
stände heute definitiv andere sind.

Bernd Hüttner

Peter K. Bichsel, Silvan Lerch (Hrsg.): Autonomie 

auf A4. Wie die Zürcher Jugendbewegung Zeichen 

setzte. Flugblätter 1979-82, Limmat Verlag Zürich 

2017, 296 Seiten, 64 Euro
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URLAUB IN SPANIEN

Bio-Natur Urlaub LA MOLINA: 
Andalusien – Spanien  
Ferienhäuser, Caravans, Camping. 

Tel: 0034660167981. 
Web: www.lamolina.tk 

LANDWIRTSCHAFTLICHE 
KOMMUNE SUCHT 
EINSTEIGERINNEN 

Als LAAKENHOF-KOMMUNE le-
ben wir mit 4 Erwachsenen, Kin-
dern, Auszubildenden und Prakti-
kanten als Kommune zusammen. 
Gemeinsam bewirtschaften wir 
einen Gemischtbetrieb (Bioland) 
mit Milchkühen, Käserei, Gemü-
sebau, Ackerbau, Rassehühnern 
und Schweinen. Unsere  Produkte 
vermarkten wir alle direkt.
Aufgrund einer Kündigung ziehen 
wir gerade auf einen anderen Bio-
hof in der Nachbarschaft um. In 
dieser Situation und weil wir drin-
gend  noch Unterstützung vor al-
lem in der Käserei, dem Kuhstall 
und  Gemüsebau brauchen, könn-
ten sich Neu-EinsteigerInnen sehr 
gut  einbringen.
Wenn du Mut und Freude am ge-
meinsamen Leben und Arbeiten 
hast, dann  melde dich einfach 
bei uns. 

Laakenhof, Ennigerstr. 41, 59 
269 Beckum-Neubeckum, 

025 25/ 25 60
laakenhof@arcor.de , www.laa-
kenhof.de, 0175 864 86 82

MITTELAMERIKA - EMANZI-
PATION ODER BARBAREI?

In Lateinamerika ist die politi-
sche und ökonomische Situation 
schwieriger geworden. Venezuela 
erleidet die höchste Inflationsra-
te der Welt, in Brasilien wird der 
linke Präsidentschaftskandidat 
Lula von der rechten Regierung 
der Korruption beschuldigt und 
Argentinien kommt nach der 
Kirchner-Ära aufgrund horrender 
Auslandsschulden auch nicht 
mehr auf die Beine. 
Wo bleibt der Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts? Bekommen die 
Zapatisten in Mexiko und die Ba-
sisbewegungen neuen Auftrieb? 
Das Göttinger Mittelamerika-Kom-
mitee fragt nach einem Ausweg 
zwischen den Nicht-Alternativen 
von Neoliberalismus und Neokon-
servativismus.
Kommt und beteiligt euch, es wird 
debattiert, aber auch gegessen 
und gefeiert. Hasta luego und 
hasta la victoria siempre !
Jeden Dienstag Treffen in der 
Evangelichen Studentengemein-
de in Göttingen.

Kontakt und weitere Einzelheiten: 
frifla@gmx.de und 
goe-block@freenet.de

IMPRESSUM

WACHSTUMSKRITIK

New Narratives - Ökonomien 
anders denken

12. - 15. April (Stuttgart)
 
Ein Treffen zwischen Kunst, The-
orie und Zivilgesellschaft um die 
Frage nach Alternativen zu einer 
primär ökonomisch geprägten 
Vorstellung von Wachstum.
Ort: Kunstgebäude Stuttgart, 
Schlossplatz 2
Info: www.kunstgebaeude.org

POLITISCHE MATINEE

Die Fernwirkungen der 
Oktoberrevolution

22. April (Esslingen am Neckar)
 
Was bleibt vom Traum einer friedli-
chen und gerechteren Welt?
Vortrag und Diskussion mit 
Andreas Wehr
Ort: Kulturzentrum, 
Dieselstraße 26
Info: www.esig-ev.de

KUNST & KULTUR

Gefundenes Fressen
23. April (Stuttgart)

Ein sehr spezielles Menü von Peter 
Grohmann - Zum Nachtisch Krieg.
Kabarett & Poesie, Musik & Gesang 
- Klassik, Jazz & Pop
Ort: Theaterhaus Stuttgart, 
Siemensstrasse 11
Info: www.die-anstifter.de  
 

FACHTAGUNG

Menschenrecht Wohnen
18. - 19. April (Leipzig)

Wohnen ist ein Menschenrecht. 
Es muss für alle zugänglich sein. 
Anhand von einzelnen Projekten 

und Arbeitsansätzen wollen unter-
schiedliche Herangehensweisen 
in Dorf und Quartier vorgestellt und 
unterschiedliche Fragen diskutiert 
werden. Wie kann es gelingen, 
vielfältigen und für alle nutzbaren 
und bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen? Wer übernimmt welche 
Aufgaben? Welche Methoden sind 
hilfreich? Welche Rolle haben Kirche 
und Diakonie als zivilgesellschaft-
liche Akteure in der Durchsetzung 
eines Menschenrechtes und der 
Schaffung von Wohnraum für alle?
Ort: Hotel Philippus, 
Aurelienstr.54
Info: www.ba-kd.de

KRIEG & FRIEDEN

Braucht der Mensch den 
gewaltsamen Konflikt?

08. Mai (Berlin)
 
Die »Ökologiebewegung Mesopo-
tamien und Initiative zur Rettung 
von Hasankeyf« ruft alle Menschen 
auf, sich in einem globalen Aktions-
tag gegen die Zerstörung von Ha-
sankeyf und Sûr in Nord-Kurdistan, 
zu stellen. Seit Jahren sind diese, 
durch die von der AKP geführten 
türkischen Regierung, systemati-
schen Zerstörungen ausgesetzt. 
Doch beide sind auch zu Symbolen 
des Widerstandes sowohl gegen 
die ökologisch-soziale Zerstörung 
durch Mega-Investitionsprojekte, 
als auch die seit 2015 laufende 
Kriegspolitik des türkischen Staa-
tes geworden.
Info: www.hasankeyfgirisimi.net

RESTORATIVE JUSTICE

Weiterleben nach Mord und 
Totschlag

17. April (Wien)
 
Viele Menschen fühlen sich nach 
schweren Verbrechen im Leben 

nicht mehr heimisch. Was brauchen 
Hinterbliebene, um emotional wieder 
Fuß zu fassen? Was ist mit denen, die 
die Tat begangen haben? Was ist in 
Fällen, wo schwerste Verbrechen an 
einer ganzen Gesellschaft verübt wur-
den? Restorative Justice ist ein Ansatz, 
der die Bedürfnisse der Betroffenen 
in den Vordergrund stellt. Bei leich-
ten und mittleren Verbrechen gibt es 
bereits bewährte Verfahren wie etwa 
den Tatausgleich in Österreich. Kann 
der Zugang von Restorative Justice 
auch bei schwersten Verbrechen 
Anwendung finden? Diesen Fragen 
soll in einem partizipativen Format 
nachgegangen werden. Referentin: 
Nicole Lieger, Politologin
Ort: Albert-Schweitzer-Haus, 
Schwarzspanierstraße 13
Info: akademie@evang.at 

GEMEINSCHAFT

Interkommune-Seminare 
20. - 23. Juni (Reckenthin)

 
Ihr habt Interesse an Gemeinschaft, 
könnt euch aber noch nicht so rich-
tig vorstellen, wie das Leben in einer 
Kommune aussieht? Ihr wollt in eine 
Gemeinschaft einsteigen oder selbst 
eine Kommune gründen? Ihr wollt 
euch informieren über gemeinsame 
Ökonomie und Entscheidungen im 
Konsens? Ihr wollt euch mit Menschen 
austauschen, die in Kommune leben 
oder auch darüber nachdenken?
Die fünf Kommunen in der Regi-
on Kassel laden zu einem langen 
Wochenende ein, an dem ihr die 
Gemeinsamkeiten der Gruppen, 
aber auch ihre unterschiedlichen 
Schwerpunkte und Herausforde-
rungen kennenlernen könnt. 
Zeit und Ort 2018:
18. - 21. Mai,  
Kommune Lossehof, Oberkaufungen
09. - 12. August,  
Gastwerke, Escherode
11. - 14. Oktober, 
Lebensbogen, Zierenberg
Info: www.kommuja.de

ARBEITSTAGUNG

»Digitalisierung? 
Grundeinkommen!«

26. Mai (Frankfurt am Main)

Grundeinkommensaktivist*innen or-
ganisieren eine öffentliche Tagung 
mit folgenden Inputs: Digitalisierung 
heute und morgen - Überblick über 
Möglichkeiten der Digitalisierung 
und des Einsatzes von Robotern. Wie 
werden sich Produktion und Dienst-
leistungen verändern? Gesellschaftli-
che und soziale Herausforderungen 
- welche Gesellschaft wollen wir?
Die Tagung soll der Auftakt zu einem 
Prozess sein, der einerseits die Befür-
worter*innen eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens mit gemein-
samen Positionen agieren lässt und 
es so andererseits ermöglicht, in die 
aktuelle Debatte prominent und 
überzeugend einzugreifen.
Ort: Phil.-Theol. Hochschule Sankt 
Georgen, Offenbacher Landstr. 224
Info: www.grundeinkommen.de

GENOSSENSCHAFT

Teilhabe und Teilnahme
18. - 19. Juni (Bonn)

Das Genossenschaftswesen - einst 
als Notlösung unter Armen und auf 
sich gestellten Landbewohnern 
im Westerwald entwickelt - hat mit 
dem Prinzip von Teilhabe und Teil-
nahme weltweit Schule gemacht. 
In fünf Themensträngen informie-
ren und diskutieren Fachleute über 
die Zukunft dieser großartigen 
Idee, deren Potenziale noch längst 
nicht ausgeschöpft sind. Zugleich 
wird an den evangelischen Chris-
tenmenschen Friedrich Wilhelm 
Raiffeisen erinnert. Der Schwer-
punkt der Tagung liegt auf der Dis-
kussion neuerer Entwicklungen 
von Genossenschaften.
Ort: Gustav-Stresemann-Institut, 
Langer Grabenweg 68
Info: www.gsi-bonn.de
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LESER*INNENBRIEF

Leserbrief zu dem Artikel von Friederike Habermann 
»Wer gewinnt, wäscht ab« 

in CONTRASTE Nr. 402, März 2018, Seite 9

Gefallen hat mir an dem Artikel vor allem, dass hier der »Ca­
re-Gedanke« in einen größeren Zusammenhang eingeordnet 
wird, und nicht auf den pflegerischen Bereich beschränkt bleibt: 
»Wenn es Care ist, ein Kind ins Bett zu bringen - warum sollte 
es nicht Care sein, das Bett zu produzieren?« Auch, dass hier die 
Verbindung zu der in den 1980er Jahren entwickelten »Subsis­
tenzperspektive« der Bielefelder Soziologinnen (Maria Mies u. a.) 
hergestellt wird, finde ich bemerkenswert. Dabei ging und geht es 
nicht darum, »den Kapitalismus klein und nett zu machen« (Ha­
bermann an anderer Stelle), sondern darum, »sich immer weiter 
aus den kapitalistischen, marktvermittelten Zwängen zu befreien«.

Folgen wir diesem Gedankengang noch ein Stück weiter: Dinge 
sollten produziert und Dienstleistungen erbracht werden, weil sie 
gebraucht werden, und nicht, um damit Geld zu machen. Wenn ein 
Schreiner das oben erwähnte Bett produziert, ohne dafür Geld zu 
bekommen, muss er von anderen versorgt werden - er braucht Es­
sen, eine Wohnung, Heizung und Trinkwasser. Das geht nur in einer 
größeren Gemeinschaft mit einer gewissen Arbeitsteilung. Der Ge­
danke führt schließlich - ich meine, ziemlich zwangläufig - zur Idee 
des Ökodorfes, in dem sich die Einwohner mit den meisten Gütern 
und Dienstleistungen selbt versorgen (Subsistenz). Es gibt ja schon 
viele Ansätze, die in diese Richtung weisen, auch einige Ökodörfer 
- aber bisher bescheiden sie sich mit Teilbereichen der Subsistenz, 
etwa auf einen Garten und den Wohnungsbau, vielleicht noch eine 
Tischlerei. Schon bei der Energieversorgung hört es meistens auf, 
obwohl es doch schon seit Jahrzehnten Anleitungen gibt für den 
Selbstbau von Windrädern. Auch bei kleinen Wasserkraftwerken 
an Bächen ist man nicht auf industrielle Produkte und High-Tech 
angewiesen. Und landwirtschaftliche Betriebe, Spinnereien, Webe­
reien, Pflanzen-Färbereien, Schneider, Schuhmacher, Schmieden, 
Artzpraxen usw. sucht man in diesen Projekten vergeblich. Es ist 
Zeit für große, weitreichende Projekte. Das Motto »jede(r) fange 
bei sich selber an« greift auf die Dauer zu kurz. Erst gemeinsam in 
größeren Gruppen können wir uns wirklich unabhängig machen 
von der Konsum- und Wachstumsgesellschaft.

Jörg Sommer
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Ausgabe 3/18 u.a.: 

• Ingrid Kurz-Scherf: »Ein neues Kapitel?« – Zum 
Tarifabschluss der IG Metall 

• Peter Grohmann: »Nicht vom Himmel gefallen« 
– Vorgeschichten zur Geschichte der 68er

• Slave Cubela: »Raus aus dem Biotop« – 
Überlegungen zu einer Care-Wende über die 
»Sorge-Kämpfe« hinaus

• Interview mit Anton Kramer vom Streik-
Solibündnis Leipzig: »Subversiv: bei Grün 
 gehen« – Bewegungen im Amazon-Streik

• Alexandra Bradbury & Samantha Winslow: 
»Zitronen zu Limonade!« – Das Jahr 2017 aus 
Sicht der US-Gewerkschaften

• Birgit Daiber: »Die Einsamkeit des Yanis 
Varoufakis« – Ein echter Brüsseler Krimi 
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